
ADMINISTRATIVE ANWEISUNGEN ASRSV

A S R S V Quartal:2017/4

1 of 71



Die geschuldeten Sonderbeiträge
Der Sonderbeitrag für die soziale Sicherheit
Beitrag bezüglich der Gewährung und Zahlung einer Gewerkschaftsprämie
Besondere Einbehaltung vom (doppelten) Urlaubsgeld
Sonderbeiträge für Einzahlungen der Arbeitgeber zur Bildung außergesetzlicher
Pensionsvorteile

Einzahlungen in ein kollektives oder individuelles Kapitalisierungssystem
Zahlungen an ehemalige Personalmitglieder oder ihre Rechtsnachfolger
Zahlungen von mehr als 30.000 EUR pro Jahr

Solidaritätsbeitrag für die Nutzung eines vom Arbeitgeber bereitgestellten Betriebsfahrzeugs
Allgemeines
Fahrzeuge, für die der Solidaritätsbeitrag geschuldet wird
Widerlegbare Vermutung der Privatnutzung
Berechnungsweise
Sanktionen

Solidaritätsbeitrag nicht-versicherungspflichtige Studenten
Der Arbeitgeberbeitrag zur Finanzierung des Asbestfonds
Solidaritätsbeitrag für durch den Arbeitgeber bezahlte Verkehrsbußen
Der Beitrag für den zweiten Pensionspfeiler vertraglicher Personalmitglieder
Beitrag für den Kollektiven Sozialdienst
Decava- Arbeitslose SAB

Allgemeines
Begriffe
Gemeinsame Bestimmungen

Arbeitslose im System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie ab 01.01.2017,
kommerzieller Sektor

Sonderbeitrag System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie (SAB)
Einbehaltungen von Zusatzentschädigungen System der Arbeitslosigkeit mit
Betriebsprämie oder Zusatzentschädigungen für ältere Arbeitnehmer

Arbeitslose im System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie ab 01.01.2017, nicht-
kommerzieller Sektor

Sonderbeitrag System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie (SAB)
Einbehaltungen von Zusatzentschädigungen System der Arbeitslosigkeit mit
Betriebsprämie oder Zusatzentschädigungen für ältere Arbeitnehmer

Arbeitslose im System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie ab 01.01.2016,
kommerzieller Sektor

Sonderbeitrag System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie (SAB)
Einbehaltungen von Zusatzentschädigungen System der Arbeitslosigkeit mit
Betriebsprämie oder Zusatzentschädigungen für ältere Arbeitnehmer

Arbeitslose im System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie ab 01.01.2016, nicht-
kommerzieller Sektor

Sonderbeitrag System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie (SAB)
Einbehaltungen von Zusatzentschädigungen System der Arbeitslosigkeit mit
Betriebsprämie oder Zusatzentschädigungen für ältere Arbeitnehmer

Arbeitslose im System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie ab 01.04.2012,
kommerzieller Sektor

Sonderbeitrag System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie
Einbehaltungen von Zusatzentschädigungen System der Arbeitslosigkeit mit
Betriebsprämie oder Zusatzentschädigungen für ältere Arbeitnehmer

Arbeitslose im System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie ab 01.01.2012, nicht-
kommerzieller Sektor
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Sonderbeitrag System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie (SAB)
Einbehaltungen von Zusatzentschädigungen System der Arbeitslosigkeit mit
Betriebsprämie oder Zusatzentschädigungen für ältere Arbeitnehmer

Arbeitslose im System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie ab 01.04.2010,
kommerzieller Sektor

Sonderbeitrag System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie
Einbehaltungen von Zusatzentschädigungen System der Arbeitslosigkeit mit
Betriebsprämie oder Zusatzentschädigungen für ältere Arbeitnehmer

Arbeitslose im System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie ab 01.04.2010, nicht-
kommerzieller Sektor

Sonderbeitrag System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie (SAB)
Einbehaltungen von Zusatzentschädigungen System der Arbeitslosigkeit mit
Betriebsprämie oder Zusatzentschädigungen für ältere Arbeitnehmer

Arbeitslose im System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie vor dem 01.04.2010,
kommerzieller Sektor

Sonderbeitrag System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie
Einbehaltungen von Zusatzentschädigungen System der Arbeitslosigkeit mit
Betriebsprämie oder Zusatzentschädigungen für ältere Arbeitnehmer

Arbeitslose im System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie vor dem 01.04.2010,
nicht-kommerzieller Sektor

Sonderbeitrag System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie (SAB)
Einbehaltungen von Zusatzentschädigungen System der Arbeitslosigkeit mit
Betriebsprämie oder Zusatzentschädigungen für ältere Arbeitnehmer

Der Solidaritätsbeitrag auf Gewinnbeteiligungen
Arbeitgeberbeiträge im Rahmen der Arbeitsunfallregelung des Privatsektors

Einleitung
Der Arbeitgeberbeitrag von 0,30%
Der spezielle Arbeitgeberbeitrag von 0,02%

Entlassung definitiv ernannter Personalmitglieder
Allgemeines
Betroffene Arbeitgeber
Betroffene Arbeitnehmer
Gewährungsbedingungen
Bezahlung der Beiträge
Verpflichtungen des Arbeitgebers

Solidaritätsbeitrag wegen Nachlässigkeit bei der Dimona-Meldung
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Ein Sonderbeitrag für die soziale Sicherheit wird zu Lasten aller Personalmitglieder geschuldet, die
der sozialen Sicherheit der Arbeitnehmer ganz oder teilweise unterliegen. Der Beitrag richtet sich
nach der Höhe des Lohns und dem Familienstand des Personalmitglieds (Alleinstehend oder Familie
mit Doppelverdienern) und ist eine Steuer, deren Höhe auf der Grundlage des jährlich
versteuerbaren Nettoeinkommens der Familie festgelegt wird.

Jeden Monat behält die Verwaltung vom Lohn des Personalmitglieds - nach Abzug des
Berufssteuervorabzugs und der Arbeitnehmerbeiträge - den Sonderbeitrag für soziale Sicherheit ein
und gibt ihn separat auf der Lohnabrechnung und der Steuerkarte an.

Pro Quartal nimmt das LSS einen Vorschuss auf den Beitrag ein. Die Berechnungsgrundlage dieses
Vorschusses ist der Bruttoquartalslohn, welcher der Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge
unterliegt. Die Einbehaltung erfolgt jedoch auf Basis des Monatslohns des Arbeitnehmers. Da der
Quartalslohn erst am Ende des jeweiligen Quartals genau bekannt ist, kann der Einbehaltungsbetrag
von Monat zu Monat schwanken.

Die Verwaltung der Direkten Steuern berechnet jährlich den endgültigen Betrag bei der
Steuererhebung.

Der auf der Sozialversicherungsmeldung anzugebende Beitrag wird wie folgt festgestellt:

Wenn der Quartalslohn im Bereich von 3.285,29 EUR bis 5.836,14 EUR liegt und der
Ehepartner ebenfalls berufliche Einkünfte hat, werden pauschal 9,30 EUR pro Monat
einbehalten.
Wenn der vierteljährlich gemeldete Lohn im Bereich von 5.836,14 EUR bis 6.570,54
EUR liegt und der Monatslohn im Bereich von 1.945,38 EUR bis 2.190,18 EUR liegt,
werden 7,60% des Teils oberhalb von 1.945,38 EUR einbehalten. Wenn der
Ehepartner ebenfalls berufliche Einkünfte hat, sind mindestens 9,30 EUR pro Monat
einzubehalten.
Wenn der Quartalslohn im Bereich von 6.570,55 EUR bis 18.11 6,46 EUR liegt, werden
18,60 EUR einbehalten, zuzüglich 1,1% des Teils des Monatslohns, der oberhalb von
2.190,18 EUR liegt, falls der Monatslohn im Bereich von 2.190,19 EUR bis 6.038,82
EUR liegt. Wenn der Ehepartner ebenfalls berufliche Einkünfte hat, können höchstens
51,64 EUR pro Monat einbehalten werden.
Wenn der Quartalslohn mehr als 18.116,46 EUR beträgt, wird folgender Betrag
einbehalten:

51,64 EUR pro Monat für Personen, deren Ehepartner ebenfalls berufliche Einkünfte
hat,
60,94 EUR pro Monat für Alleinstehende oder für Personen, deren Ehepartner keine
Berufseinkünfte hat.

Unter „Ehepartner mit Berufseinkünften“ ist der Ehepartner gemeint, der gemäß der
Lohnsteuerregelung Berufseinnahmen hat, deren Betrag die Grenze überschreitet, die im
Zusammenhang mit der Lohnsteuerermäßigung infolge anderer Familienlasten festgelegt wurde, die
gewährt wird, wenn der Ehepartner eigene Berufseinkünfte hat.

Zusammenwohnende werden mit Verheirateten gleichgesetzt, sodass eine Person, die gesetzlich mit
einer anderen Person zusammenlebt, mit einem Ehepartner gleichgesetzt wird.
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Die provinzialen und lokalen Verwaltungen müssen beim LSS jährlich einen pauschalen
Arbeitgeberbeitrag für jedes Personalmitglied einzahlen, das am 31. März des Referenzjahres zum
Personalbestand gehörte, unabhängig davon, ob das Personalmitglied Vollzeit- oder
Teilzeitleistungen erbringt, und unabhängig vom administrativen Statut oder Zustand (aktiver Dienst,
Disponibilität, Laufbahnunterbrechung, unbezahlter Urlaub), unabhängig von der Dauer der
Beschäftigung und unabhängig davon, ob dieses Personalmitglied sozialversicherungspflichtig ist.

Zum Personalbestand gehören:

definitiv ernanntes Personal,
auf Probe ernanntes Personal,
Vertragspersonal,
bezuschusstes Vertragspersonal,
Arbeitnehmer, die im Rahmen von Artikel 60 §7 des ÖSHZ-Grundlagengesetzes
beschäftigt sind;
nicht bezuschusstes Lehrpersonal.

Der Beitrag zur Gewerkschaftsprämie wird nicht geschuldet für:

vor dem 31. März des Referenzjahres aus dem Dienst ausgeschiedene
Personalmitglieder oder nach diesem Datum eingestellte Arbeitnehmer,
Mitglieder des Lehrpersonals, deren Besoldung vollständig zu Lasten der
Gemeinschaft geht (bezuschusstes Lehrpersonal),
Sekretäre und besondere Buchhalter einer lokalen Polizeizone oder einer
Hilfeleistungszone,

die freiwilligen Feuerwehrleute und die freiwilligen Sanitäter, die keine Feuerwehrleute
sind;

Personen, die nicht die Eigenschaft eines Personalmitglieds haben:
Ärzte in Ausbildung zum Facharzt;
Diener des Kultes oder Vertreter des Zentralen Freigeistigen Rates,
nicht geschützte lokale Mandatsträger;
Künstler;
Tageseltern.

Der Betrag des Beitrags entspricht 46,55 EUR pro Jahr und je Personalmitglied.

Für die Personalmitglieder von Senioren- und Pflegeheimen, Erholungsheimen und Krankenhäusern
wird der Betrag der diesen Verwaltungen berechneten Gewerkschaftsprämie um eine jährlich pro
Einrichtung festgelegte Beteiligung des LIKIV an diesen Beiträgen verringert.

Das LSS übermittelt dem Arbeitgeber über die e-Box des Arbeitgebers auf der Portalseite der
sozialen Sicherheit spätestens im Laufe des Monats August zur Information ein erstes Verzeichnis
mit der Anzahl der Personalmitglieder, die am 31. März des laufenden Kalenderjahres gemeldet
wurden und für die Berechnung des Beitrags in Verbindung mit der Gewährung und Zahlung einer
Gewerkschaftsprämie in Betracht kommen.
Stellt der Arbeitgeber fest, dass die Anzahl der Personalmitglieder im Schreiben des LSS aufgrund
der fehlerhaften Meldung eines oder mehrerer Personalmitglieder nicht korrekt ist, kann er seine
Sozialversicherungsmeldung für das erste Quartal noch korrigieren.
Das LSS übermittelt dem Arbeitgeber im November einen zweiten Brief mit der endgültigen
Berechnung des Beitrags in Verbindung mit der Gewerkschaftsprämie.
Nach der endgültigen Berechnung des Beitrags der Gewerkschaftsprämie kann der Beitragsbetrag
nicht mehr geändert werden.
Die Eintreibung des Beitrags erfolgt mit der Rechnung vom Monat Dezember des Referenzjahres
und ist am 5. Januar des Jahres, das auf das Referenzjahr folgt, zahlbar.
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Vertraglich angestellte Personalmitglieder, die der Jahresurlaubsregelung des
Privatsektors unterliegen, schulden einen persönlichen Beitrag von 13,07 % des
doppelten Urlaubsgeldes.
Diese Einbehaltung wird nicht geschuldet für das doppelte Urlaubsgeld des dritten,
vierten und fünften Tags der vierten Urlaubswoche (= 7 % des Bruttomonatslohns). Der
Erlös der Einbehaltung vom doppelten Urlaubsgeld des Privatsektors ist für die
Globalverwaltung bestimmt.

1. 

Definitiv ernannte Personalmitglieder und vertraglich angestellte Personalmitglieder,
die der Urlaubsregelung des öffentlichen Sektors unterliegen, schulden ebenfalls einen
persönlichen Beitrag von 13,07 % ihres Urlaubsgeldes, und zwar auf den vollständigen
Betrag dieses Urlaubsgeldes.
Der Erlös der Einbehaltung des Urlaubsgelds des öffentlichen Sektors wird dem FPD
zugeteilt und ist für den solidarischen Pensionsfonds der provinzialen und lokalen
Verwaltungen bestimmt.
Jedoch ist die Einbehaltung des Urlaubsgelds des öffentlichen Sektors der vertraglich
angestellten Personalmitglieder der Polizeizonen für die Globalverwaltung bestimmt.

2. 

Es wird eine Einbehaltung von 13,07% des vollständigen Betrags des Urlaubsgelds
geschuldet, das Bürgermeistern, Schöffen und ÖSHZ-Vorsitzenden gewährt wird.
Dieser so genannte Ausgleichsbeitrag für Pensionen wird sowohl vom Urlaubsgeld der
nicht geschützten lokalen Mandatsträger, die das ergänzende Sozialstatut in Anspruch
nehmen und deren Gehalt gemäß der Regelung für Arbeitnehmer
sozialversicherungspflichtig ist, als von dem der geschützten lokalen Mandatsträger,
die nicht unter das Sozialstatut fallen und die daher für ihr Mandatsgehalt keine
Sozialversicherungsbeiträge zahlen, einbehalten.
Der Erlös des Ausgleichsbeitrags für die Pensionen wird dem FPD zugeteilt und ist für
die Finanzierung der Pensionen zu Lasten der Staatskasse bestimmt.

3. 

Wenn die Verwaltung eine Prämie an eine Einrichtung für betriebliche Altersversorgung (EbAV) oder
eine Versicherungsgesellschaft zahlt (die später eine außergesetzliche Pension auszahlt), dann ist
der gesamte Arbeitgeberanteil einem Beitrag von 8,86 % unterworfen.

Von der Erhebungsbasis des Beitrags sind ausgeschlossen:

der persönliche Anteil, den der Arbeitnehmer für das Zusammenstellen der
außergesetzlichen Vorteile für die Alters- und Todesfallabsicherung zahlt,
die jährliche Steuer auf Versicherungsverträge.
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Wenn die Verwaltung direkt außergesetzliche Vorteile für die Alters- und Todesfallabsicherung an
Personalmitglieder oder ihre Rechtsnachfolger zahlt, unterliegen nur die ab 01.01.1989 geleisteten
Zahlungen, die sich auf die Dienstjahre beziehen, dem Beitrag von 8,86%.

Wenn die Zahlungen der außergesetzlichen Vorteile sich zugleich auf Dienstjahre vor dem
01.01.1989 und Dienstjahre nach dem 31.12.1988 beziehen, wird der Beitrag auf der Grundlage des
Betrags dieser Einzahlungen berechnet, multipliziert mit einem Bruch, dessen Zähler und Nenner
wie folgt festgelegt werden:

Der Zähler entspricht der Anzahl Laufbahnjahre zwischen dem Alter des
Arbeitnehmers am 31.12.1988 und dem gesetzlichen Pensionsalter.
Der Nenner entspricht der Gesamtzahl der Dienstjahre einer normalen Laufbahn.

Wenn die Summe der Zahlungen von Beiträgen und/oder Prämien für den Aufbau einer
ergänzenden Pension eines Arbeitnehmers während des Jahres vor dem Beitragsjahr den Betrag
von 30.000 EUR pro Jahr überschreitet, dann schuldet der Arbeitgeber für den Teil der Prämien, der
30.000 EUR überschreitet, einen besonderen ergänzenden Arbeitgeberbeitrag von 1,50 %. Der
Betrag von 30.000 EUR berücksichtigt die Veränderungen des Verbraucherpreisindex und wird am
1. Januar nach dem Jahr, in dem der Schwellenindex überschritten wurde, angepasst. Ab
01.01.2017 entspricht der indexierte Betrag 31.836 EUR.

Vorangegangene Beträge:

30.000,00 EUR für das Beitragsjahr 2012

31.212,00 EUR für das Beitragsjahr 2013, 2014, 2015 und auch für 2016

Artikel 38, §3quater des Gesetzes vom 29.06.1981 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze der
sozialen Sicherheit für Arbeitnehmer führt einen Solidaritätsbeitrag zu Lasten des Arbeitgebers ein,
der einen Wagen, der auch zu anderen Zwecken als zu beruflichen bestimmt ist, dem Arbeitnehmer
unmittelbar oder mittelbar zur Verfügung stellt. Es handelt sich um einen Firmenwagen, der sowohl
für die private als auch die berufliche Nutzung bestimmt ist.

Die Höhe des Solidaritätsbeitrags wird ausschließlich auf der Grundlage des CO2-Emissionswerts
des Fahrzeugs berechnet.

Die Höhe des Solidaritätsbeitrags richtet sich daher nach:
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dem eventuellen Beitrag des Arbeitnehmers zur Finanzierung oder zum Gebrauch
dieses Fahrzeugs;
der Anzahl der Privatkilometer, die der Arbeitnehmer mit dem Firmenwagen zurücklegt.

Die Berechnungsweise des Solidaritätsbeitrags wird auf „Fahrzeuge, die gemäß dem Königlichen
Erlass vom 15.03.1968 zu den Kategorien M1 und N1 gehören“, angewandt.

Sie werden als „normale Fahrzeuge“ betrachtet, für die der Solidaritätsbeitrag geschuldet wird.

Fahrzeuge der Kategorie M1 sind im Hinblick auf die Beförderung von Fahrgästen entworfen und
gebaut und haben – außer dem Fahrersitz – höchstens 8 Sitzplätze. Genau genommen handelt es
sich um Personenwagen sowie um Fahrzeuge für besondere Zwecke, zum Beispiel Rettungswagen
und Panzerfahrzeuge.
Kategorie N1 entspricht Kraftfahrzeugen, die für den Warenverkehr bestimmt und auf ein zulässiges
Höchstgewicht von 3,5 t ausgelegt sind.

Der Solidaritätsbeitrag wird sowohl für normale Fahrzeuge, die Arbeitnehmern unmittelbar, als auch
für Fahrzeuge, die ihnen mittelbar zur Verfügung gestellt werden, geschuldet.

Das Fahrzeug wird dem Arbeitnehmer unmittelbar zur Verfügung gestellt, wenn der
Firmenwagen auf den Namen des Arbeitgebers gemietet oder gekauft wurde.
Das Fahrzeug steht dem Arbeitnehmer indirekt zur Verfügung, wenn Letzterer das
Fahrzeug zwar auf eigenen Namen least, die Rechnungen aber direkt vom Arbeitgeber
bezahlt werden. Jedoch kann sich der Arbeitnehmer die Kosten des gemieteten oder
gekauften Fahrzeugs vom Arbeitgeber erstatten lassen.

Der Solidaritätsbeitrag wird auch dann geschuldet, wenn das Fahrzeug für die gemeinsame
Beförderung von Arbeitnehmern zur Verfügung gestellt wird.
Eine Ausnahme wird nur unter 2 Bedingungen gemacht:

Es betrifft eine Regelung zur Beförderung von Arbeitnehmern, auf die sich die Sozialpartner geeinigt
haben, in der ein Fahrzeug genutzt wird

der Kategorie M1, in dem neben dem Fahrer normalerweise 2 andere Arbeitnehmer
der Verwaltung während mindestens 80% der Strecke vom und zum Wohnort des
Fahrers mitfahren.
der Kategorie M1, in dem neben dem Fahrer normalerweise 3 andere Arbeitnehmer
der Verwaltung während mindestens 80% der Strecke vom und zum Wohnort des
Fahrers mitfahren.
Der Arbeitgeber beweist, dass das Fahrzeug sonst nicht zu Privatzwecken genutzt
wird.

Der Solidaritätsbeitrag wird auch dann geschuldet, wenn das Fahrzeug nur für Fahrten zwischen
Wohnung und Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt wird. Als Fahrten zwischen Wohnung und
Arbeitsplatz gelten Fahrten mit einem normalen Fahrzeug zwischen der Wohnung und einem festen
Beschäftigungsort. Ein fester Beschäftigungsort erfüllt in diesem Sinne zwei Bedingungen:

der Arbeitnehmer erbringt an diesem Ort tatsächlich Leistungen in einem bestimmten
Umfang;
das Fahrzeug fährt während des Jahres mindestens 40 Tage zum gleichen Ort,
unabhängig davon, ob diese Tage aufeinanderfolgen oder nicht. Sobald die 40 Tage an
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einem Ort erreicht sind, wird der Solidaritätsbeitrag für das ganze Jahr geschuldet
(gegebenenfalls beschränkt auf die Periode, in der das Fahrzeug zur Verfügung
gestellt wurde, z. B. ein während des Jahres gekauftes Fahrzeug).

Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsplatz mit einem Nutzfahrzeug werden nicht als Fahrten
zwischen Wohnung und Arbeitsplatz eingestuft. Ein Nutzfahrzeug ist ein Fahrzeug, das von der
Steuerverwaltung als Lieferwagen bezeichnet wird. Ein Fahrzeug mit einem Laderaum hinten ohne
Fenster, in dem (gesetzlich) keine Personen befördert werden dürfen, ist zum Beispiel ein
Nutzfahrzeug. Ein Fahrzeug mit Fahrgastraum hinten, der in eine Ladefläche umgewandelt werden
kann, gilt nicht als Nutzfahrzeug, sondern als normales Fahrzeug, für das der Solidaritätsbeitrag
geschuldet wird.

Aufgrund einer gesetzlichen Vermutung wird für jedes Fahrzeug, das auf den Namen des
Arbeitgebers zugelassen wurde oder das Gegenstand eines Miet- oder Leasingvertrags oder eines
anderen Nutzungsvertrags ist, angenommen, dass es einem Arbeitnehmer zu Privatzwecken zur
Verfügung steht. Dies bedeutet, dass für jedes vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellte Fahrzeug,
das privat genutzt werden kann, vermutet wird, dass es vom Arbeitnehmer tatsächlich zu privaten
Zwecken genutzt wird, worauf der Solidaritätsbeitrag geschuldet wird.

Die gesetzliche Vermutung ist jedoch widerlegbar: Der Arbeitgeber kann diese Vermutung der
Privatnutzung widerlegen, indem er den Nachweis erbringt, dass das Fahrzeug durch den
Arbeitnehmer ausschließlich zu beruflichen Zwecken genutzt wird.

Der Arbeitgeber muss nachweisen, dass:

das Fahrzeug für andere als reine Berufszwecke ausschließlich von einer Person
genutzt, die nicht in den Anwendungsbereich der sozialen Sicherheit für Arbeitnehmer
fällt.
Dies ist zum Beispiel der Fall einer Verwaltung, die das Fahrzeug ausschließlich einem
politischen Mandatsträger zur Verfügung stellt.
Das Fahrzeug, das vom Arbeitnehmer zu reinen Berufszwecken genutzt wird, wird von
ihm tatsächlich nur zu beruflichen Zwecken genutzt und es findet keine private Nutzung
statt.

Wenn der Arbeitgeber die gesetzliche Vermutung der Privatnutzung widerlegt, wird der
Solidaritätsbeitrag für das Betriebsfahrzeug nicht geschuldet.

 Bei Nutzfahrzeugen wird die private Nutzung nicht angenommen, kann aber durch die
Inspektionsdienste festgestellt werden.

Der Solidaritätsbeitrag ist ein monatlicher Pauschalbetrag pro Fahrzeug, den der Arbeitgeber seinen
Arbeitnehmern zur Verfügung stellt. Der monatliche pauschale Solidaritätsbeitrag, der übrigens nicht
weniger als 26,01 EUR betragen darf, wird wie folgt festgelegt:

für elektrisch betriebene Fahrzeuge: 26,01 EUR
für LPG-Fahrzeuge: [(Y × 9 EUR) – 990] / 12;
für Benzinfahrzeuge: [(Y x 9 EUR) – 768] / 12;

10 of 71



für Dieselfahrzeuge: [(Y x 9 EUR) – 600] / 12.
Für Hybridfahrzeuge erfolgt die Berechnung auf Basis des Motortyps (Diesel,
Benzin...), mit dem das Fahrzeug zusätzlich zum elektrischen Antrieb ausgestattet ist.

Bei den oben genannten Formeln entspricht Y dem CO2-Emissionsgehalt in g/km, wie angegeben in
der Konformitätsbescheinigung oder im Konformitätsprotokoll des Fahrzeugs oder in der Datenbank
der Direktion für Fahrzeugzulassungen.

Der CO2-Emissionsgehalt, der im Eintragungsnachweis angegeben ist, ist maßgebend.

Fahrzeuge, deren CO2-Emissionsgehalt in den oben erwähnten Unterlagen oder der Datenbank
nicht auffindbar ist, werden mit Fahrzeugen mit einem CO2-Emissionsgehalt von 182 g/km
gleichgesetzt, falls sie mit einem Benzinmotor betrieben werden, oder Fahrzeuge mit einem
CO2-Emissionsgehalt von 165 g/km, die mit einem Dieselmotor ausgestattet sind.

Dieser Solidaritätsbeitrag wird für jedes Dienstfahrzeug geschuldet, und dies unabhängig davon, ob
das Fahrzeug einen ganzen Monat oder nur einen Teil eines Monats benutzt wird. Wenn ein
Arbeitnehmer im Laufe des Monats das Fahrzeug wechselt und dieses Fahrzeug das erste Fahrzeug
ersetzt, muss das Fahrzeug, das im Laufe des Monats am meisten genutzt wurde, in Rechnung
gestellt werden. Wenn der Arbeitnehmer verschiedene Betriebsfahrzeuge fährt und es keinen Ersatz
betrifft, muss für jeden benutzten Wagen ein Beitrag gezahlt werden.

Die Höhe des Solidaritätsbeitrags ist an die Entwicklung des Gesundheitsindex gekoppelt. Am 1.
Januar jedes Jahres wird der Betrag angepasst, indem der Basisbetrag mit dem Gesundheitsindex
des Monats September des Jahres, das dem Jahr vorausgeht, in dem der neue Betrag anwendbar
ist, multipliziert wird und durch den Gesundheitsindex des Monats September 2004 dividiert wird. Für
das Jahr 2017 muss der Basisbetrag mit 142,46 multipliziert und anschließend durch 114,08 dividiert
werden.

Vorangegangene Jahre

Für 2012 müssen die Beträge mit 132,80 multipliziert und danach durch 114,08
geteilt werden.
Für 2013 müssen die Beträge mit 135,98 multipliziert und danach durch 114,08
geteilt werden.
Für 2014 müssen die Beträge mit 137,45 multipliziert und danach durch 114,08
geteilt werden.
Für 2015 müssen die Beträge mit 137,48 multipliziert und danach durch 114,08
geteilt werden.
Für 2016 müssen die Beträge mit 139,94 multipliziert und danach durch 114,08
geteilt werden.

Wenn die Fahrzeuge, die einem Solidaritätsbeitrag unterliegen, nicht angegeben werden oder der
angegebene Emissionsgehalt nicht den Tatsachen entspricht, wird der geschuldete
Solidaritätsbeitrag für die Periode verdoppelt, in der der angegebene Emissionsgehalt nicht den
Tatsachen entspricht. Ungeachtet dieser pauschalen Sanktion bleiben die Sanktionen für eine
unvollständige, unrichtige oder verspätete Meldung in Kraft.
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Unter bestimmten Bedingungen können Studenten im Kalenderjahr arbeiten, ohne dass auf ihren
Lohn Beiträge zur Sozialen Sicherheit geschuldet werden. Auf diesen Lohn wird allerdings ein
Solidaritätszuschlag geschuldet.

Es betrifft alle Arbeitgeber, die Studenten sowohl im Privat- als auch im öffentlichen Sektor
beschäftigen.

Hierbei handelt es sich nur um Studenten, deren Beschäftigung den Ausschlussbedingungen
entspricht und die vorab einen Dimona-Antrag ‚STU‘ ausgefüllt haben.

Auf den Lohn der anderen Studenten werden die normalen Sozialversicherungsbeiträge geschuldet.

Beitragsprozentsatz des Solidaritätsbeitrags beträgt 8,13 %. Davon gehen 5,42 % zu Lasten des
Arbeitgebers und 2,71 % zu Lasten des Studenten.

Der Beitragsprozentsatz zu Lasten des Arbeitgebers ist um einen Beitrag von 0,01 % (nur berechnet
im 1. und 2. Quartal des Jahres) zu erhöhen, der zur Finanzierung des Asbestfonds bestimmt ist.

Mit Lohn ist der Lohn gemeint, auf den normale Beiträge berechnet werden würden, wenn der
Student den Ausschlussbedingungen nicht entsprechen würde. Der Solidaritätsbeitrag wird auch für
den Lohn des Studenten für einen Feiertag, der nicht vom Studentenvertrag abdeckt wird,
geschuldet.

Keine besonderen Formalitäten.

Die Meldung bietet die Möglichkeit, diesen Beitrag zu verrechnen.

Ab 01.01.2010 fallen Arbeitgeber, die keine normalen Arbeitnehmer beschäftigen, sondern
Studenten, für die keine normalen Sozialversicherungsbeiträge geschuldet werden, nicht mehr in
eine Sonderkategorie. Ebenso wie für die anderen Arbeitgeber unterscheidet das LSS eine
Arbeitgeberkategorie in Abhängigkeit der Haupttätigkeit des Unternehmens.
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Zur Finanzierung von Entschädigungen, die Opfern von Asbestexposition und ihren Angehörigen
gewährt werden, müssen die provinzialen und lokalen Verwaltungen im ersten und zweiten Quartal
jedes Jahres einen Arbeitgeberbeitrag von 0,01 % vom Lohn ihrer Personalmitglieder entrichten. Der
Arbeitgeberbeitrag zum Asbestfonds wird nicht geschuldet im dritten und vierten Quartal. 

Der Arbeitgeberbeitrag fließt in den Asbestfonds, der vom Fonds für Berufskrankheiten (FEDRIS)
eingerichtet wurde.

Der Beitrag ist für alle (vertraglichen und statutarischen) Personalmitglieder zu entrichten, die
sozialversicherungspflichtig sind, sowie für Studenten, die ausschließlich dem Solidaritätsbeitrag
unterliegen.

Der Arbeitgeberbeitrag zum Asbestfonds wird nicht geschuldet für:

Ärzte mit Arbeitsvertrag, die auf der Grundlage von Art. 1, § 3 des Gesetzes vom
27.06.1969 ganz befreit sind;
freiwillige Feuerwehrleute;
Betreuer.

Der Beitrag ist außerdem für Personen zu entrichten, für die die lokale oder provinziale Verwaltung
als fiktiver Arbeitgeber auftritt. Dabei handelt es sich um:

Diener des Kultes,
Künstler mit Sozialstatut,
Tageseltern mit Sozialstatut,
nicht geschützte lokale Mandatsträger mit Sozialstatut.

Ein Solidaritätsbeitrag von 33% wird für alle Beträge geschuldet, die der Arbeitgeber anstelle eines
Arbeitnehmers zahlt oder einem Arbeitnehmer erstattet.

zur Zahlung einer Verkehrsbuße, einer sofortigen Erhebung oder einer gütlichen
Einigung in Bezug auf eine Verkehrsbuße;
für eine Verkehrsbuße, die während der Ausübung der Arbeitsleistungen verursacht
wurde.

Der Solidaritätsbeitrag wird für Verkehrsbußen geschuldet, unabhängig vom Grad des Verstoßes,
und für Verkehrsbußen infolge von Geschwindigkeitsübertretungen.

Für Verkehrsbußen infolge einer leichten Verkehrsübertretung (Verstöße ersten und zweiten Grades)
und für Verkehrsbußen von weniger als 150 EUR infolge einer Geschwindigkeitsübertretung wird ein
Betrag von 150 EUR pro Arbeitnehmer auf Jahresbasis vom Solidaritätsbeitrag befreit. Der darüber
hinausgehende Betrag unterliegt dem Solidaritätsbeitrag.

Der Solidaritätsbeitrag wird nicht geschuldet für Verkehrsbußen infolge des Zustands der Fahrzeuge
und der Konformität der Ladung.
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Eine lokale Verwaltung kann für vertraglichen Personalmitglieder im Rahmen des zweiten
Pensionspfeilers eine Zusatzpensionsregelung organisieren.

Das LSS nimmt den Beitrag für den zweiten Pensionspfeiler für die Gruppenversicherung ein, die
von der zeitweiligen Handelsgesellschaft BI-Ethias lokale vertraglich angestellte Personalmitglieder
verwaltet wird.

Eine Verwaltung kann der Gruppenversicherung BI-Ethias am ersten Tag jedes Quartals beitreten.
Ein (rückwirkender) Beitritt ist nicht zulässig.

Falls sich eine Verwaltung der Gruppenversicherung BI-Ethias anschließt, muss sie in ihrer (lokalen)
Pensionsregelung den Beitragssatz festlegen. Der Beitragssatz entspricht einem Arbeitgeberbeitrag
von mindestens 1 % des pensionsanspruchsberechtigten Jahreslohns. Der Beitragssatz kann erhöht
werden, aber eine rückwirkende Erhöhung ist nicht zulässig.

Das LSS berechnet und kassiert die Pensionszulagen ab dem Quartal, ab dem die Verwaltung dem
LSS die Entscheidung zum Beitritt oder die Erhöhung des Prozentsatzes bekannt gibt.

Dem Beitrag zum zweiten Pensionspfeiler Vertragspersonal unterworfen sind:

die einfachen vertraglichen Arbeitnehmer (einschließlich Behinderter, die in einer
beschützten Werkstätte beschäftigt sind);
das bezuschusste Vertragspersonal in lokalen Verwaltungen.

Eine begrenzte Anzahl von vertraglichen Arbeitnehmern fällt nicht in den Anwendungsbereich des
zweiten Pensionspfeilers der vertraglich angestellten Personalmitglieder und wird vom LSS von
diesem Beitrag befreit.

Auf den Beitrag für den zweiten Pensionspfeiler wird der Sonderbeitrag von 8,86 % auf Zahlungen
des Arbeitgebers für die außergesetzlichen Pensionen geschuldet. Der Beitrag für den zweiten
Pensionspfeiler und der Sonderbeitrag von 8,86 % werden vom LSS zusammengerechnet und
eingenommen.

Eine Verwaltung kann der Gruppenversicherung BI-Ethias am ersten Tag jedes Quartals und unter
bestimmten Bedingungen auch rückwirkend beitreten. Allerdings ist ab 01.10.2012 ein
(rückwirkender) Beitritt zum 01.01.2010 nicht mehr zulässig.

Eine Verwaltung kann im Hinblick auf die Validierung der Laufbahnjahre vor dem Datum des Beitritts
zur Gruppenversicherung an BI-Ethias eine Ausgleichsprämie zahlen.

Die Ausgleichsprämie wird in der DmfAPPL mit einem separaten Entlohnungscode angegeben. Der
Sonderbeitrag von 8,86 % wird geschuldet, aber nicht automatisch vom LSS berechnet und
eingenommen.

Eine Verwaltung kann einen Prämienbeitrag für Vertragsangestellte zahlen, die in den flämischen
Sozialsektoren beschäftigt sind und im Rahmen des „Flämischen Intersektoriellen Abkommens
2011-2015 für den kommerziellen und nicht kommerziellen Sozialsektor“ vom KSD-V Mittel zur
Stärkung des zweiten Pensionspfeilers erhalten. Der Prämienbeitrag wird in der DmfAPPL mit einer
separaten Arbeitnehmerkennzahl Beiträge angegeben. Der Sonderbeitrag von 8,86 % wird
geschuldet, aber nicht automatisch vom LSS berechnet und eingenommen.

Die Versicherungsgesellschaft haftet für alle technischen und inhaltlichen Aspekte im
Zusammenhang mit der zweiten Pension. Eventuelle Fragen können an folgende E-Mail-Adresse
gerichtet werden:

GV.RSZONSSLSS@belins.be.
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Für lokale Verwaltungen, die einem Kollektiven Sozialdienst angeschlossen sind, gewährleistet das
LSS die Einnahme des Arbeitgeberbeitrags von 0,15% vom Lohn des Vertragspersonals der definitiv
ernannten Personalmitglieder.

Der Beitrag ist je nach Fall bestimmt für:

den Kollektiven Sozialdienst der provinzialen und lokalen Verwaltungen,
den Kollektiven Sozialdienst der Polizei,
den Kollektiven Sozialdienst – Flandern.

Alle Ergänzungen, sowohl die gesetzlichen Ergänzungen, die vom Arbeitgeber oder einem Dritten
gezahlt werden, als auch die Zusatzentschädigungen, sind in die Berechnungsgrundlage
einzubeziehen.

Der Arbeitgeberbeitrag unterscheidet sich je nachdem, ob es sich um einen Arbeitnehmer aus dem
nicht-kommerziellen Sektor oder aus den übrigen Sektoren handelt, oder (für Arbeitnehmer aus dem
kommerziellen Sektor) die Kündigung oder Beendigung des Arbeitsvertrags nach dem 15.10.2009
zugestellt wurde und das SAB oder SAEA frühestens ab 01.04.2010 beginnt oder der Arbeitgeber
bei Antritt des SAB als ein Unternehmen in Schwierigkeiten oder in der Umstrukturierung
anerkannt wird.

In den folgenden Kapiteln sind die Anweisungen unterteilt je nach verschiedenen SAB- und
SAEA-Perioden einerseits und für den kommerziellen Sektor und nicht-kommerziellen Sektor
andererseits.

Zum nicht-kommerziellen Sektor gehören Arbeitgeber, die in Bezug auf ihre Arbeitnehmer unter
folgende Kommissionen fallen:

Paritätische Kommission für die Familien- und Seniorenhilfsdienste (318);
Paritätische Unterkommission für die Familien- und Seniorenhilfsdienste der
Französischen Gemeinschaft, der Wallonischen Region und der Deutschsprachigen
Gemeinschaft (318.01);
Paritätische Unterkommission für die Familien- und Seniorenhilfsdienste der
Flämischen Gemeinschaft (318.02);
Paritätische Kommission für Erziehungs- und Wohneinrichtungen und -behörden (319);
Paritätische Unterkommission für Erziehungs- und Wohneinrichtungen und -dienste der
Flämischen Gemeinschaft (319.01);
Paritätische Unterkommission für Erziehungs- und Wohneinrichtungen und -dienste der
Französischen Gemeinschaft, der Wallonischen Region und der Deutschsprachigen
Gemeinschaft (319.02);
Paritätische Kommission für die beschützten und sozialen Werkstätten (327),
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ausgenommen die sozialen Werkstätten;
Paritätische Unterkommission für die beschützten Werkstätten, die von der Flämischen
Gemeinschaft oder der Flämischen Gemeinschaftskommission bezuschusst wurden
und für die sozialen Werkstätten, die von der Flämischen Gemeinschaft zugelassen
und/oder bezuschusst wurden (327.01), einschließlich der sozialen Werkstätten;
Paritätische Unterkommission für die beschützten Werkstätten, die von der
Französischen Gemeinschaft subventioniert werden (327.02);
Paritätische Unterkommission für die beschützten Werkstätten der Wallonischen
Region und der Deutschsprachigen Gemeinschaft (327.03);
Paritätische Kommission für den soziokulturellen Sektor (329);
Paritätische Unterkommission für den soziokulturellen Sektor der Flämischen
Gemeinschaft (329.01);
Paritätische Unterkommission für die föderale und gemeinschaftsübergreifende
soziokulturelle Organisationen (329.03);
Paritätische Unterkommission für den soziokulturellen Sektor der Französischen und
Deutschsprachigen Gemeinschaft und der Wallonischen Region (329.02);
Paritätische Kommission für die Gesundheitseinrichtungen und -dienste (330),
ausgenommen Arbeitgeber, die unter die Umschreibung der paritätischen
Unterkommission für Zahnprothesen fallen;
Paritätische Kommission für den flämischen Wohlfahrts- und Gesundheitssektor (331);
Paritätische Kommission für den französisch- und deutschsprachigen Wohlfahrts- und
Gesundheitssektor (332).

Folgende Arbeitgeber aus dem öffentlichen Sektor werden Arbeitgebern des nicht-kommerziellen
Sektors gleichgesetzt:

Universität Gent
Universität Antwerpen
Universitätsklinikum Lüttich
Psychiatrische Klinik Chêne in Mons
Psychiatrische Klinik Les Marronniers in Tournai
Öffentliche psychiatrische Klinik in Rekem
Öffentliche psychiatrische Klinik in Geel
Die provinzialen und lokalen Verwaltungen, die im Gesundheitswesen, der sozialen
Dienstleistung und der Kultur aktiv sind.

die Kündigung vor dem 16.10.2009 zugestellt wurde ODER
die erste Zusatzentschädigung vor dem 01.04.2010 gezahlt wurde ODER
die kollektive Umstrukturierung wurde vor dem 15.10.2009 angekündigt ODER
das Unternehmen vor dem 15.10.2009 als in Schwierigkeiten oder in der
Umstrukturierung anerkannt wurde.

die Kündigung nach dem 15.10.2009 zugestellt wurde UND
die erste Zusatzentschädigung nach dem 31.03.2010 gezahlt wurde UND
die kollektive Umstrukturierung nicht vor dem 15.10.2009 angekündigt wurde UND
das Unternehmen nicht vor dem 15.10.2009 als in Schwierigkeiten oder in der
Umstrukturierung anerkannt wurde

UND die Kündigung vor dem 29.11.2011 zugestellt wurde ODER
die erste Zusatzentschädigung vor dem 01.04.2012 gezahlt wurde ODER
die kollektive Umstrukturierung vor dem 01.04.2012 angekündigt wurde ODER
das Unternehmen vor dem 01.04.2012 als in Schwierigkeiten oder in der
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Umstrukturierung anerkannt wurde.

die Kündigung nach dem 28.11.2011 zugestellt wurde EN
die erste Zusatzentschädigung nach dem 31.03.2012 gezahlt wurde UND
die kollektive Umstrukturierung nicht vor dem 01.04.2012 angekündigt wurde ODER
das Unternehmen nicht vor dem 01.04.2012 als in Schwierigkeiten oder in der
Umstrukturierung anerkannt wurde

UND die Kündigung vor dem 11.10.2015 zugestellt wurde ODER
die erste Zusatzentschädigung vor dem 01.01.2016 gezahlt wurde ODER
die kollektive Umstrukturierung vor dem 15.10.2015 angekündigt wurde ODER
das Unternehmen vor dem 11.10.2015 als in Schwierigkeiten oder in der
Umstrukturierung anerkannt wurde.

die Kündigung nach dem 15.10.2015 zugestellt wurde UND
die erste Zusatzentschädigung nach dem 31.12.2015 gezahlt wurde UND
die kollektive Umstrukturierung nicht vor dem 11.10.2015 angekündigt wurde UND
das Unternehmen nicht vor dem 11.10.2015 als in Schwierigkeiten oder in der
Umstrukturierung anerkannt wurde

UND die Kündigung vor dem 01.11.2016 zugestellt wurde ODER
die erste Zusatzentschädigung vor dem 01.01.2017 gezahlt wurde ODER
die kollektive Umstrukturierung wurde vor dem 01.11.2016 angekündigt ODER
das Unternehmen vor dem 01.11.2016 als in Schwierigkeiten oder in der
Umstrukturierung anerkannt wurde.

die Kündigung nach dem 15310.2015 zugestellt wurde UND
die erste Zusatzentschädigung nach dem 31.12.2016 gezahlt wurde UND
die kollektive Umstrukturierung nicht vor dem 31.10.2016 angekündigt wurde UND
das Unternehmen nicht vor dem 31.10.2016 als in Schwierigkeiten oder in der
Umstrukturierung anerkannt wurde.

Können anerkannt werden als Unternehmen in Schwierigkeiten, die Arbeitgeber, die die
Bedingungen der Beschreibung in Kapital 7 des KE vom 03.05.2007, Artikel 14, erfüllen: „Für die
Anwendung dieses Kapitels versteht man unter Unternehmen in Schwierigkeiten Unternehmen, die
im Jahresabschluss der beiden Geschäftsjahre, die der Beantragung der Anerkennung
vorausgehen, einen Verlust aus der normalen beruflichen Tätigkeit vor Steuern erleiden, wenn dieser
Verlust für das letzte Geschäftsjahr den Betrag der Abschreibungen und Wertminderungen auf
Gründungskosten, immaterielle und materielle feste Aktiva überschreitet.“ Der Arbeitgeber muss
dazu einen Antrag beim Minister der Beschäftigung einreichen. Für die SAB, die während der
Periode des Unternehmens in Schwierigkeiten beginnen, gelten abweichende Prozentsätze bis
einschließlich des Monats, in dem die Anerkennung endet.

Als Unternehmen in der Umstrukturierung können Arbeitgeber anerkannt werden, die zu einer
kollektiven Entlassung übergehen, oder Arbeitgeber, bei denen im Jahr vor der Anerkennung die
Anzahl der Arbeitslosigkeitstage mindestens 20 % der Gesamtzahl der gemeldeten Tage der Arbeiter
darstellt, wie in Kapitel 7 des KE vom 03.05.2007 festgelegt ist. Der Arbeitgeber muss dazu einen
Antrag beim Minister der Beschäftigung einreichen. Bei SAB, die ab 01.04.2010 und einer nach dem
15.10.2009 zugestellten Entlassung beginnen und die während der Periode des Unternehmens in
Umstrukturierung anlaufen, gelten abweichende Prozentsätze bis einschließlich des Monats, in dem
die Anerkennung endet.
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Das System der Gewährung, Berechnung und Meldung des Sonderbeitrags und der Einbehaltungen
SAB und SAEA umfasst eine Reihe von gemeinsamen Elementen. Zudem stellt sich heraus, dass
die praktische Umsetzung nicht einfach ist. Wenn Sie Fragen zur korrekten Berechnung und/oder
Meldung haben, senden Sie bitte eine E-Mail an: decava@rsz.fgov.be.

Die besonderen Arbeitgeberbeiträge und die Einbehaltungen werden nicht geschuldet für die
Periode, in der die Zusatzentschädigungen fortgezahlt werden (mindestens der Betrag, den der
Betreffende erhält, wenn er eine Leistung weiterhin bezieht) und der Arbeitnehmer:

erneut als Lohnempfänger eine Beschäftigung gefunden hat, soweit dies nicht bei dem
Arbeitgeber geschieht, der ihn entlassen hat, oder bei einem Arbeitgeber, der zur
gleichen Gruppe gehört.
als Selbstständiger im Hauptberuf die Arbeit wiederaufgenommen hat, soweit die
Tätigkeiten nicht bei dem Arbeitgeber, der ihn entlassen hat, ausgeübt werden, oder
bei einem Arbeitgeber, der zur gleichen Gruppe gehört.

Für die Monate, in denen der Arbeitnehmer zum Teil beschäftigt ist, werden der Sonderbeitrag und
die Einbehaltungen ermittelt durch (Anzahl Tage umgerechnet in eine 6-Tage-Woche):

Beitrag und Einbehaltungen vollständiger Monat x {(26 – Anzahl geleistete Tage)/ 26}

Für die Zählung der geleisteten Tage, die in Abzug gebracht werden, wird jeder vertraglich
abgedeckte Kalendertag berücksichtigt, und dies in Relation zu einer 6-Tage-Woche. Dabei wird
nicht der Leistungsbruch während der Periode der Wiederbeschäftigung berücksichtigt

Die besonderen Arbeitgeberbeiträge und Einbehaltungen werden nicht geschuldet für die Periode,
in der die Zusatzentschädigungen gezahlt werden, wenn der Arbeitnehmer:

erneut als Lohnempfänger eine Beschäftigung bei dem Arbeitgeber gefunden hat, der
ihn entlassen hat, oder bei einem Arbeitgeber, der zur gleichen Gruppe gehört.
als Selbstständiger im Hauptberuf die Arbeit wiederaufgenommen hat, wobei er seine
Tätigkeiten bei dem Arbeitgeber ausübt, der ihn entlassen hat, oder bei einem
Arbeitgeber, der zur gleichen Gruppe gehört.

Die Ergänzungen sind Lohn, auf den die normalen Sozialversicherungsbeiträge geschuldet werden.
Für die Monate, in denen der Arbeitnehmer zum Teil beschäftigt ist, werden der Sonderbeitrag und
die Einbehaltungen ermittelt durch (Anzahl Tage umgerechnet in eine 6-Tage-Woche):

Beitrag und Einbehaltungen vollständiger Monat x {(26 – Anzahl geleistete Tage)/ 26}

Für die Zählung der geleisteten Tage, die in Abzug gebracht werden, wird jeder vertraglich
abgedeckte Kalendertag berücksichtigt, und dies in Relation zu einer 6-Tage-Woche. Dabei wird
nicht der Leistungsbruch während der Periode der Wiederbeschäftigung berücksichtigt

Für die unvollständigen Monate wird der Beitrag nur für die Tage ermittelt, die durch die
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Zusatzentschädigungen wie folgt gedeckt sind (Anzahl der Kalendertage umgerechnet in eine
6-Tage-Woche, wobei ein angefangener Tag als ein geleisteter Tag zählt):

Beitrag und Einbehaltungen vollständiger Monat x {durch die Zusatzentschädigung gedeckte
Tage/26}

Die Berechnungsgrundlage für den besonderen Arbeitgeberbeitrag und die Einbehaltungen wird
verdoppelt, wenn im Vertrag nicht ausdrücklich angegeben ist, dass die Ergänzung fortgezahlt
werden muss. Für Unternehmen, die dem Gesetz vom 05.12.1968 über die kollektiven
Arbeitsabkommen und die paritätischen Kommissionen unterliegen, bedeutet dies, dass der Vertrag
SAB nicht von KAA Nr. 17 tricies abweichen darf. Die Mindestpauschalen besonderer
Arbeitgeberbeitrag SAB werden ebenfalls verdoppelt verdoppelt. Sie erhöhen sich auf 100,00 EUR,
75,20 EUR, 53,00 EUR, 39,86 EUR, 13,14 EUR, 16,00 EUR bzw. 12,00 EUR (ab 01.04.2012 gültige
Beträge).

Die Berechnungsgrundlage für den Ausgleichsbeitrag SAB wird nie verdoppelt, weil davon
ausgegangen wird, dass die Sektorabkommen ordnungsgemäß sind.

Die Berechnungsgrundlage für den besonderen Arbeitgeberbeitrag SAEA und die persönlichen
Einbehaltungen werden verdoppelt, wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer von der normalerweise
vorgesehenen Ausübung der Arbeitsleistungen auf Halbzeitbasis freistellt (im Falle des Zeitkredits,
der Laufbahnverkürzung oder der Verringerung der Arbeitsleistungen).

Falls der Arbeitnehmer von der normalerweise vorgesehenen Ausübung seiner Arbeitsleistungen auf
Halbzeitbasis freigestellt wird (Halbzeit-Zeitkredit), kann die Berechnungsgrundlage der besonderen
Arbeitgeberbeiträge um 95 % verringert werden, wenn folgende zusätzlichen Bedingungen erfüllt
werden:

die Zusatzentschädigungen werden auf Basis eines KAA gewährt, das im NAR oder in
einer paritätischen Kommission oder Unterkommission abgeschlossen wurde
der Arbeitnehmer wird tatsächlich ersetzt,
der Ersatz ist durch das KAA vorgesehen, das im NAR abgeschlossen wurde, das
nicht vor dem ersten Tag des Monats nach Abschluss dieses KAA anwendbar sein
kann.

Falls der Arbeitnehmer von der normalerweise vorgesehenen Ausübung seiner Arbeitsleistungen auf
Halbzeitbasis freigestellt wird (Halbzeit-Zeitkredit), kann die Berechnungsgrundlage der
Einbehaltung um 95 % verringert werden, wenn folgende zusätzlichen Bedingungen erfüllt werden:

die Zusatzentschädigungen werden auf Basis eines KAA gewährt, das im NAR oder in
einer paritätischen Kommission oder Unterkommission abgeschlossen wurde

Schuldner, die sich der Meldepflicht ganz oder teilweise entzogen haben, schulden eine zusätzliche
monatliche Pauschale, die fallbezogen geschuldet wird:

monatlicher Beitrag SAB: 159,00 EUR (andere) und 26,50 EUR (nicht-kommerziell)
Ausgleichsbeitrag SAB: 250,00 EUR
SAEA: 170,00 EUR.

Sowohl bei monatlichen als auch nicht-monatlichen Zahlungen dürfen die Einbehaltungen oder der
Sonderbeitrag die Zusatzentschädigungen nicht überschreiten. Ab 01.04.2012 erhöht sich für den
besonderen Arbeitgeberbeitrag der Höchstbetrag auf das 1,5-fache der Zusatzentschädigung.
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Grundsätzlich werden die Beiträge und Einbehaltungen durch den Schuldner der
Zusatzentschädigung der Frühpension geschuldet, d. h. entweder:

Arbeitgeber,
durch den Fonds für Existenzsicherheit des Arbeitgebers;
durch jede andere Person oder jede andere Anstalt, die die Verpflichtungen des
Arbeitgebers zur Zahlung der Zusatzentschädigung übernimmt; ein Konkurs des
Arbeitgebers entlastet den Übernehmer von der Verpflichtung nicht von der
vollständigen Ausführung des ursprünglich abgeschlossen Abkommens.

Folgende Regeln gelten, wenn die Zusatzentschädigung von verschiedenen Schuldnern
geschuldet wird:

Wenn teilweise der Arbeitgeber und teilweise sein Fonds für Existenzsicherheit (oder
jede andere Person bzw. jede andere Einrichtung, die die Verpflichtungen des
Arbeitgebers übernimmt) die Zusatzentschädigung überweist, sind die besonderen
Arbeitgeberbeiträge ganz durch den Schuldner der höchsten Zusatzentschädigung
(Hauptschuldner) an das LSS zu zahlen, berechnet auf den Gesamtbetrag der
überwiesenen Zusatzentschädigungen. Ein innerhalb der befugten paritätischen
Kommission abgeschlossenes KAA kann von diesem Grundsatz abweichen. Die
Einbehaltungen sind vom Hauptschuldner zu melden und zu zahlen. Von dieser
Bestimmung kann durch ein KAA nicht abgewichen werden.
Wenn zwei verschiedene Arbeitgeber die Zusatzentschädigung aufgrund von zwei
Teilzeitstellen schulden, trägt jeder Arbeitgeber einen Teil der Beiträge zu Lasten, was
folgendermaßen geschieht:

Sonderbeitrag und Einbehaltungen vollständiger Monat x Q/S, wobei gilt
Q ist die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit des Teilzeitarbeitnehmers
(eventuell erhöht um die Ausgleichsruhezeit);
S ist die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit eines Arbeitnehmers, der in
derselben Funktion vollzeitlich im selben Unternehmen beschäftigt ist (eventuell
erhöht um die Ausgleichsruhezeit).

Eine Ausnahme ist vorgesehen, wenn einerseits eine kapitalisierte Ergänzung neben
einer monatlichen Ergänzung durch verschiedene Schuldner gezahlt wird. Dann wird
nicht der Hauptschuldner betrachtet, sondern die Sonderbeiträge und Einbehaltungen
werden getrennt berechnet und gemeldet, unter Berücksichtigung des
verhältnismäßigen Anteils der Zusatzentschädigungen. Die verhältnismäßige
Berechnung erfolgt auf der Grundlage des theoretischen Monatsbetrags der
Ergänzungen im betrachteten Zeitraum

Wenn Zusatzentschädigungen nach unterschiedlichen Systemen gezahlt werden, dann sind
verschiedene Felder für die Meldung des besonderen Arbeitgeberbeitrags notwendig. Dies ist z. B.
der Fall für die Meldung der sektoralen Zusatzentschädigungen, die bis zum Pensionsalter
fortgezahlt werden, wobei der Arbeitgeber selbst eine Zusatzentschädigung bis 60 Jahre zahlt. Die
Mindestpauschalen sind je nach verschiedenen Zusatzentschädigungen anteilmäßig zu berechnen.

Wenn die Zusatzentschädigungen bis einschließlich des Monats, in dem der Begünstigte 65
Jahre alt wird, weniger häufig als die monatlichen Entschädigungen gezahlt werden, dann werden
die Sonderbeiträge und die Einbehaltung zum Zeitpunkt der Zahlung auf die Anzahl der Monate
geschuldet, welche die Zahlung umfasst, wobei der Beitragsbetrag nach der Abrechnung anhand der
danach geänderten Elemente nicht änderbar ist. Dies trifft dann zu, wenn:

die Häufigkeit, mit der Ergänzungen gezahlt werden, mehr als einen Monat beträgt
(jährlich, auf einmal...)
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die Häufigkeit bei Beginn vielleicht monatlich ist, aber die Ergänzungen nicht bis zum
Erreichen des Pensionsalters fortgezahlt werden (sondern z. B. bis 60 Jahre).

Für das SAEA muss man den theoretischen Betrag des Arbeitslosengelds berücksichtigen, der zum
Zeitpunkt der Zahlung der Zusatzentschädigung anwendbar ist. Wenn die Zusatzentschädigung nicht
zur gesetzlichen Pension gezahlt wird, kann man – für die Einbehaltung – die zeitlich gestaffelte
Entwicklung des Arbeitslosengelds berücksichtigen, auf der Grundlage der zu diesem Zeitpunkt
unbestreitbaren und sicheren Elemente und unter der Voraussetzung, dass dies gegen Vorlage einer
Bescheinigung der Zahlstelle erfolgt.

Hinweis: Bei Beginn des SAEA stellen die Zahlstellen nur vorläufige Bescheinigungen aus. Das
bedeutet, dass dabei die Laufbahn nicht berücksichtigt wird und nur für die ersten 14 Monate
Gewissheit besteht (= bis einschließlich der ersten Phase der zweiten Entschädigungsperiode). Aus
diesem Grund muss der Tagesbetrag des 14. Monats als Tagesbetrag für alle noch darauffolgenden
Monaten verwendet werden. 

Der letzte Arbeitgeber ist verpflichtet, die Daten über alle bezahlten Zusatzentschädigungen zu
erheben und diese Angaben allen Schuldnern und seinem Sozialsekretariat unter Angabe der
Identität des Hauptschuldners, der für die Beiträge verantwortlich ist, zu übermitteln. Der Fonds für
Existenzsicherheit, der eine Ergänzung zahlt, teilt dies dem letzten Arbeitgeber des Begünstigten
mit.

Der Arbeitgeber füllt ein Formular des LFA aus, u. a. mit Angabe aller Schuldner und des
Hauptschuldners. Er übermittelt es dem Arbeitnehmer, der das Formular zusammen mit seiner
familiären Situation an seine Zahlstelle (SAB und SAEA) oder das LFA-Büro im Amtsgebiet seines
Wohnorts weiterleitet (Zeitkredit, Laufbahnunterbrechung).

Die Zahlstelle des LFA informiert den Schuldner über den Tagesbetrag des Arbeitslosengeldes, die
familiäre Situation des Begünstigten und eventuelle Arbeitswiederaufnahmen und deren
Beendigung. Der Berechtigte informiert die Zahlstelle und den Schuldner über jede Änderung seiner
Situation.

Das LFA übermittelt dem LSS die vorliegenden Daten, so dass das LSS die erforderlichen Kontrollen
durchführen kann.

Wird der Schuldner vom Begünstigten nicht rechtzeitig über eine Änderung seiner Situation
informiert, kann er vom Berechtigten nicht vorgenommene Einbehaltungen fordern.

Das LSS ist auch für die Einnahme eines prozentualen monatlichen Sonderbeitrags für jedes SAB
zuständig, das gemäß der Gesetzgebung über das System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie
gewährt wird. Der Prozentsatz hängt vom Alter des Arbeitnehmers und dem Sektor, in dem das
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Unternehmen tätig ist, ab.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die den
Bedingungen entsprechen, um das SAB in Anspruch nehmen zu können. Es betrifft Arbeitgeber,
deren Arbeitnehmer in den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 05.12.1968 über kollektive
Arbeitsabkommen und paritätische Kommissionen fallen. Zusammengefasst sind dies:

Arbeitgeber aus dem Privatsektor
öffentliche Kreditinstitute
die NV/SA Nationallotterie
Vlaamse Instelling voor Technologisch Onderzoek (Flämisches Institut für
Technologieforschung)
Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, die gemäß den Wohngesetzbüchern der
Regionen anerkannt sind
die öffentlich-rechtlichen Aktiengesellschaften „Brussels South Charleroi Airport-
Security“ und „Liège-Airport-Security“.

Im öffentlichen Sektor kommen weiterhin auch Einrichtungen in Betracht, für die ein durch den
Ministerrat oder durch eine Gemeinschafts- oder Regionalregierung genehmigtes kollektives
Abkommen besteht.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Schuldner, die im Rahmen eines SAB
Zusatzentschädigungen zahlen müssen. Dies gilt sowohl für die Schuldner gesetzlich
vorgeschriebener Zusatzentschädigungen als auch für die durch ein KAA oder ein individuelles
Abkommen festgelegten zusätzlichen Zusatzentschädigungen.

Die Bestimmungen dieses Sonderbeitrags gelten für alle Arbeitnehmer im SAB.

Ausgeschlossen sind:

ausländische Arbeitnehmer, die in Belgien beschäftigt waren, ihr Recht auf die
Zusatzentschädigung geltend machen, unter der Bedingung, dass sie Arbeitslosengeld
kraft der Gesetzgebung ihres im Europäischen Wirtschaftsraum gelegenen Wohnlands
erhalten (KAA Nr. 17 vicies septies, abgeschlossen im Nationalen Arbeitsrat am
17.12.2003).
ausschließlich in Bezug auf die besonderen Arbeitgeberbeiträge, Arbeitnehmer, die
sich - im Einvernehmen mit ihrem Arbeitgeber - für die Halbzeitfrühpension
entscheiden (diese Regelung läuft Ende 2011 aus), d. h. ihre Arbeitsleistungen nach
dem 55. Lebensjahr auf Halbtagsleistungen herabgesetzt; es werden aber Beiträge
geschuldet.

Dieser besondere Arbeitgeberbeitrag ist ein Prozentanteil der Bruttomonatsbeträge der
Zusatzentschädigungen. Für die SAB im kommerziellen Sektor nach dem 31.03.2010 und mit
Kündigungsbescheid nach dem 15.10.2009, aber vor dem 01.04.2012, gelten ab 01.04.2012
folgende Prozentanteile:
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Sektor
Alter bei Beginn

des SAB
Prozentsatz

Pauschale in
EUR

andere

< 55
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60
≥ 60 und < 62

≥ 62

142,50%
75,00%
75,00%
37,50%
31,25%

50,00
50,00
50,00
37,60
37,60

andere während der Periode als in
Umstrukturierung anerkannt

< 55
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60
≥ 60 und < 62

≥ 62

142,50%
75,00%
75,00%
30,00%
30,00%

50,00
50,00
50,00
37,60
37,60

andere während der Periode als in
Schwierigkeiten anerkannt (*)

< 55
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60
≥ 60 und < 62

≥ 62

16,88%
12,50%
8,13%
4,38%
4,38%

8,00
8,00
8,00
6,00
6,00

(*) Diese Prozentsätze gelten sowohl für einige Unternehmen, die sich (kumulativ) als „In
Umstrukturierung befindlich“ anerkannt sind, wenn:

es eine Massenentlassung von mindestens 20% der Arbeitnehmer betrifft,
es alle Arbeitnehmer derselben technischen Betriebseinheit oder
Unternehmensabteilung betrifft und
die technische Betriebseinheit oder Unternehmensabteilung bei Ankündigung der
Massenentlassung seit mindestens 2 Jahren existiert.

Falls die dadurch erhaltenen Beträge kleiner als eine bestimmte Pauschale sind, ist die Pauschale
der Betrag, der geschuldet wird.

Hinweis:

Der Beitragsprozentsatz und die Mindestpauschale für den kommerziellen Sektor
werden nach dem Alter festgelegt, das der Arbeitnehmer bei Beginn des SAB erreicht.
Auf SAB, die während einer Periode der Anerkennung als Unternehmen in
Schwierigkeiten oder in der Umstrukturierung beginnen, sind während der
Anerkennung ermäßigte Beiträge zu zahlen bis einschließlich des Monats, in dem die
Anerkennung endet. Der Prozentsatz, der sich nach dem Alter des Arbeitnehmers bei
Beendigung der Anerkennung richtet, ist der weiterhin verwendete Prozentsatz.
Das gleiche gilt auch, wenn der Schuldner eine dritte Partei ist.
Ein übernehmendes Unternehmen wird ebenso wie eine dritte Partei behandelt. In
diesem Fall muss der Arbeitnehmer seine Kündigung jedoch VOR der Übernahme
erhalten haben und das SAB muss im vorgesehenen Zeitraum in Kraft treten, der
durch ‚in Schwierigkeiten‘ oder ‚in Umstrukturierung'‘ des ursprünglichen Arbeitgebers
gedeckt ist ( = am Ende des Zeitraums, der durch die Entlassungsentschädigung
gedeckt ist oder nach Ablauf der Kündigungsfrist des Arbeitnehmers).
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Neben dem Sonderbeitrag konventionelle SAB, SAEA und dem Ausgleichsbeitrag SAB ist auch eine
persönliche Einbehaltung auf den Gesamtbetrag der Ergänzungen und die Zahlung an den
Arbeitnehmer vorzunehmen. Ab 01.04.2010 sind auch diese Beträge dem LSS und nicht mehr dem
LFA und FPD zu überweisen

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die ein SAB,
eine Halbzeitfrühpension oder ein SAEA beanspruchen können. Der Anwendungsbereich gilt parallel
zu den Sonderbeiträgen.

Die Einbehaltungen werden für alle Arbeitnehmer im SAB, in der Halbzeitfrühpension oder im SAEA,
geschuldet. Der Anwendungsbereich gilt parallel zu den Sonderbeiträgen.

Für die Zusatzentschädigungen wird eine soziale Einbehaltung eingeführt, die sich nach einem
festgelegten Prozentsatz in Bezug auf den Gesamtbetrag der Sozialleistungen und der
Zusatzentschädigungen richtet:

6,5 % für Arbeitnehmer in einem SAB und einem SAEA
4,5 % für den Halbzeit-Frühpensionierten (läuft Ende November 2011 aus)

Berechnung:

Die Einbehaltung erfolgt auf die Ergänzungen und wird für einen theoretischen Monat berechnet.
Das ist der Prozentanteil der Summe des theoretischen Bruttomonatsbetrags der
Sozialleistungen und des theoretischen Bruttomonatsbetrags der Ergänzungen. Daraufhin wird
überprüft, ob die Einbehaltung nicht begrenzt werden muss, um zu verhindern, dass der
Arbeitnehmer zu wenig erhält. Anschließend multipliziert man die dadurch erhaltenen
Einbehaltungen mit der Anzahl der Monate, die von der Meldung abgedeckt werden. Bei einer
monatlichen Zahlung bis zur gesetzlichen Pension oder zum Ende der Periode der
Laufbahnunterbrechung oder des Zeitkredits entsprechen die monatlichen Leistungen und
Zusatzentschädigungen den theoretischen Monatsbeträgen, wobei die Anzahl der Monate eines
vollständigen Quartals gleich 3 ist.

Wenn die Zahlungen nicht monatlich bis zur gesetzlichen Pension erfolgen, sind daher mehrere
Regeln zu beachten. Es gelten folgende Grundsätze:

Die Sonderbeiträge und die Einbehaltung für die vollständige Periode werden über die
Perioden der effektiven Zahlung der Zusatzentschädigungen verteilt, wobei die Anzahl
Monate der jeweiligen Meldung angegeben wird. Bei einer reinen Kapitalisierung aller
Ergänzungen ist dies daher die Anzahl der Monate bis zum gesetzlichen Pensionsalter.
Für die neuen Arbeitslosen SAB und SAEA werden die Ergänzungen pro Monat erneut
berechnet für die Periode von der ersten Zahlung bis zum Pensionsantritt und die
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Einbehaltungen werden über die gesamte Periode berücksichtigt.

Für die Bestimmung der Sozialleistungen wird der theoretische Monatsbetrag der
Sozialleistungen verwendet:

Bei einem vollzeitlichen Vollarbeitslosen oder einem Halbzeitfrühpensionierten:
Tagesbetrag des Arbeitslosengeldes x 26
Bei einem freiwilligen, teilzeitlichen Vollarbeitslosen: Tagesbetrag des
Arbeitslosengeldes x Q / S x 6 x 4,33
Bei einer halbzeitlichen Laufbahnunterbrechung, einem Zeitkredit oder einer
Leistungsverringerung: Monatsbetrag der Unterbrechungszulage

Die Tagesbeträge werden dem LSS vom LFA und den Schuldnern von den Zahlstellen überwiesen.

Für die Bestimmung der Zusatzentschädigungen wird der theoretische Bruttomonatsbetrag wie
folgt ermittelt:

Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA monatlich oder in kürzeren
Abständen ab der ersten Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat gezahlt
wird, in dem der Begünstigte das gesetzliche Pensionsalter erreicht, entspricht der
Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat gezahlten Entschädigungen.
Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA mit einer anderen Periodizität gezahlt
wird, indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet werden, durch die Anzahl der Monate ab dem
ersten Monat der Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat, in dem der
Arbeitnehmer das Alter von 65 Jahren erreicht, geteilt wird.
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung monatlich oder in einem kürzeren Abstand
gezahlt werden, entspricht der Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat
gezahlten Entschädigungen;
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode der Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung mit einer anderen Periodizität gezahlt werden,
indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet wird, durch die Anzahl der begonnenen
Kalendermonate geteilt wird, die in der maximalen Periode enthalten sind, für die eine
Unterbrechungszulage beim LFA beantragt wurde.

Die dadurch berechnete Einbehaltung vom SAB oder SAEA darf nicht dazu führen, dass der übrige
Gesamtbetrag der Leistungen der sozialen Sicherheit und Zusatzentschädigungen weniger als
938,50 EUR/Monat beträgt für Berechtigte ohne Familienlast bzw. 1.130,44 EUR/Monat für
Berechtigte mit Familienlast (Grenzbetrag pro Kalendermonat). Daher muss die berechnete
Einbehaltung jeweils mit diesem Grenzbetrag verglichen und erforderlichenfalls beschränkt oder
annulliert werden. Auch wenn keine Einbehaltungen möglich sind, muss eine Meldung erfolgen. Bei
der Halbzeit-Frühpension werden diese Grenzbeträge halbiert.

Für SAEA, die nicht monatlich bis ins Pensionsalter gezahlt werden, sind bei der Berechnung des
theoretischen Monatsbetrags nur die ab 50 Jahre gezahlten Zusatzentschädigungen zu
berücksichtigen.

Grenzbeträge nach Indexierung und unter Anwendung des Neubewertungskoeffizienten:
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(in EUR)
vollzeitlich, mit

Familienlast
vollzeitlich, ohne

Familienlast
halbzeitlich, mit

Familienlast
halbzeitlich, ohne

Familienlast

Grundbetrag 1.130,44 938,50 565,22 469,25

ab
01.12.2012

1.633,14 1.355,84 816,57 677,93

ab
01.01.2013

1.637,06 1.359,10 818,53 679,55

ab
01.01.2016

1.639,68 1.361,27 819,84 680,64

ab
01.06.2016

1.672,48 1.388,51 836,24 694,25

ab
01.06.2017

1.705,91 1.416,26 852,95 708,13

Bei zu viel erhaltenen Einbehaltungen zahlt das LSS diese zurück und der Schuldner der
Zusatzentschädigung ist in diesem Fall verpflichtet, diese dem Begünstigten der
Zusatzentschädigungen zurückzuerstatten.

Falls der Begünstigte der Zusatzentschädigungen es versäumt, den Schuldner über seine geänderte
familiäre Situation oder seinen geänderten Beschäftigungsstatus zu informieren, darf der Schuldner
der Zusatzentschädigungen die geschuldeten Einbehaltungen dennoch zurückfordern.

Das LSS ist auch für die Einnahme eines prozentualen monatlichen Sonderbeitrags für jedes SAB
zuständig, das gemäß der Gesetzgebung über das System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie
gewährt wird. Der Prozentsatz hängt vom Alter des Arbeitnehmers und dem Sektor, in dem das
Unternehmen tätig ist, ab.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die den
Bedingungen entsprechen, um das SAB in Anspruch nehmen zu können. Es betrifft Arbeitgeber,
deren Arbeitnehmer in den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 05.12.1968 über kollektive
Arbeitsabkommen und paritätische Kommissionen fallen. Zusammengefasst sind dies:
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Arbeitgeber aus dem Privatsektor
öffentliche Kreditinstitute
die NV/SA Nationallotterie
Vlaamse Instelling voor Technologisch Onderzoek (Flämisches Institut für
Technologieforschung)
Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, die gemäß den Wohngesetzbüchern der
Regionen anerkannt sind
die öffentlich-rechtlichen Aktiengesellschaften „Brussels South Charleroi Airport-
Security“ und „Liège-Airport-Security“.

Im öffentlichen Sektor kommen weiterhin auch Einrichtungen in Betracht, für die ein durch den
Ministerrat oder durch eine Gemeinschafts- oder Regionalregierung genehmigtes kollektives
Abkommen besteht.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Schuldner, die im Rahmen eines SAB
Zusatzentschädigungen zahlen müssen. Dies gilt sowohl für die Schuldner gesetzlich
vorgeschriebener Zusatzentschädigungen als auch für die durch ein KAA oder ein individuelles
Abkommen festgelegten zusätzlichen Zusatzentschädigungen.

Die Bestimmungen dieses Sonderbeitrags gelten für alle Arbeitnehmer im SAB.

Ausgeschlossen sind:

ausländische Arbeitnehmer, die in Belgien beschäftigt waren, ihr Recht auf die
Zusatzentschädigung geltend machen, unter der Bedingung, dass sie Arbeitslosengeld
kraft der Gesetzgebung ihres im Europäischen Wirtschaftsraum gelegenen Wohnlands
erhalten (KAA Nr. 17 vicies septies, abgeschlossen im Nationalen Arbeitsrat am
17.12.2003).
ausschließlich in Bezug auf die besonderen Arbeitgeberbeiträge, Arbeitnehmer, die
sich - im Einvernehmen mit ihrem Arbeitgeber - für die Halbzeitfrühpension
entscheiden (diese Regelung läuft Ende 2011 aus), d. h. ihre Arbeitsleistungen nach
dem 55. Lebensjahr auf Halbtagsleistungen herabgesetzt; es werden aber Beiträge
geschuldet.

Dieser besondere Arbeitgeberbeitrag ist ein Prozentanteil der Bruttomonatsbeträge der
Zusatzentschädigungen. Für die SAB im nicht-kommerziellen Sektor nach dem 31.12.2016 und mit
Kündigungsbescheid nach dem 31.10.2016, gelten folgende Prozentanteile:

Sektor
Alter, das im Laufe des Monats

erreicht wird
Prozentsatz

Pauschale in
EUR

nicht-kommerziellen
Sektor

< 55
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60
≥ 60 und < 62

≥ 62

48,11%
43,04%
27,86%
12,38%
10,00%

0,00
0,00
0,00
0,00
0,00
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Es wird keine Mindestpauschale geschuldet.

Hinweis:

Für den nicht-kommerziellen Sektor gilt ein prozentuales degressives System, wobei
der Prozentsatz abhängig ist vom Alter des Arbeitnehmers, das im Laufe des
betreffenden Monats erreicht wird.

Neben dem Sonderbeitrag konventionelle SAB, SAEA und dem Ausgleichsbeitrag SAB ist auch eine
persönliche Einbehaltung auf den Gesamtbetrag der Ergänzungen und die Zahlung an den
Arbeitnehmer vorzunehmen. Ab 01.04.2010 sind auch diese Beträge dem LSS und nicht mehr dem
LFA und FPD zu überweisen

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die ein SAB,
eine Halbzeitfrühpension oder ein SAEA beanspruchen können. Der Anwendungsbereich gilt parallel
zu den Sonderbeiträgen.

Die Einbehaltungen werden für alle Arbeitnehmer im SAB, in der Halbzeitfrühpension oder im SAEA,
geschuldet. Der Anwendungsbereich gilt parallel zu den Sonderbeiträgen.

Für die Zusatzentschädigungen wird eine soziale Einbehaltung eingeführt, die sich nach einem
festgelegten Prozentsatz in Bezug auf den Gesamtbetrag der Sozialleistungen und der
Zusatzentschädigungen richtet:

6,5 % für Arbeitnehmer in einem SAB und einem SAEA
4,5 % für den Halbzeit-Frühpensionierten (läuft Ende November 2011 aus)

Berechnung:

Die Einbehaltung erfolgt auf die Ergänzungen und wird für einen theoretischen Monat berechnet.
Das ist der Prozentanteil der Summe des theoretischen Bruttomonatsbetrags der
Sozialleistungen und des theoretischen Bruttomonatsbetrags der Ergänzungen. Daraufhin wird
überprüft, ob die Einbehaltung nicht begrenzt werden muss, um zu verhindern, dass der
Arbeitnehmer zu wenig erhält. Anschließend multipliziert man die dadurch erhaltenen
Einbehaltungen mit der Anzahl der Monate, die von der Meldung abgedeckt werden. Bei einer
monatlichen Zahlung bis zur gesetzlichen Pension oder zum Ende der Periode der
Laufbahnunterbrechung oder des Zeitkredits entsprechen die monatlichen Leistungen und
Zusatzentschädigungen den theoretischen Monatsbeträgen, wobei die Anzahl der Monate eines

28 of 71



vollständigen Quartals gleich 3 ist.

Wenn die Zahlungen nicht monatlich bis zur gesetzlichen Pension erfolgen, sind daher mehrere
Regeln zu beachten. Es gelten folgende Grundsätze:

Die Sonderbeiträge und die Einbehaltung für die vollständige Periode werden über die
Perioden der effektiven Zahlung der Zusatzentschädigungen verteilt, wobei die Anzahl
Monate der jeweiligen Meldung angegeben wird. Bei einer reinen Kapitalisierung aller
Ergänzungen ist dies daher die Anzahl der Monate bis zum gesetzlichen Pensionsalter.
Für die neuen Arbeitslosen SAB und SAEA werden die Ergänzungen pro Monat erneut
berechnet für die Periode von der ersten Zahlung bis zum Pensionsantritt und die
Einbehaltungen werden über die gesamte Periode berücksichtigt.

Für die Bestimmung der Sozialleistungen wird der theoretische Monatsbetrag der
Sozialleistungen verwendet:

Bei einem vollzeitlichen Vollarbeitslosen oder einem Halbzeitfrühpensionierten:
Tagesbetrag des Arbeitslosengeldes x 26
Bei einem freiwilligen, teilzeitlichen Vollarbeitslosen: Tagesbetrag des
Arbeitslosengeldes x Q / S x 6 x 4,33
Bei einer halbzeitlichen Laufbahnunterbrechung, einem Zeitkredit oder einer
Leistungsverringerung: Monatsbetrag der Unterbrechungszulage

Die Tagesbeträge werden dem LSS vom LFA und den Schuldnern von den Zahlstellen überwiesen.

Für die Bestimmung der Zusatzentschädigungen wird der theoretische Bruttomonatsbetrag wie
folgt ermittelt:

Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA monatlich oder in kürzeren
Abständen ab der ersten Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat gezahlt
wird, in dem der Begünstigte das gesetzliche Pensionsalter erreicht, entspricht der
Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat gezahlten Entschädigungen.
Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA mit einer anderen Periodizität gezahlt
wird, indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet werden, durch die Anzahl der Monate ab dem
ersten Monat der Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat, in dem der
Arbeitnehmer das Alter von 65 Jahren erreicht, geteilt wird.
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung monatlich oder in einem kürzeren Abstand
gezahlt werden, entspricht der Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat
gezahlten Entschädigungen;
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung mit einer anderen Periodizität gezahlt
werden, indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige
zu berücksichtigende Periode geschuldet wird, durch die Anzahl der begonnenen
Kalendermonate geteilt wird, die in der maximalen Periode enthalten sind, für die eine
Unterbrechungszulage beim LFA beantragt wurde.

Die dadurch berechnete Einbehaltung vom SAB oder SAEA darf nicht dazu führen, dass der übrige
Gesamtbetrag der Leistungen der sozialen Sicherheit und Zusatzentschädigungen weniger als
938,50 EUR/Monat beträgt für Berechtigte ohne Familienlast bzw. 1.130,44 EUR/Monat für
Berechtigte mit Familienlast (Grenzbetrag pro Kalendermonat). Daher muss die berechnete
Einbehaltung jeweils mit diesem Grenzbetrag verglichen und erforderlichenfalls beschränkt oder
annulliert werden. Auch wenn keine Einbehaltungen möglich sind, muss eine Meldung erfolgen. Bei
der Halbzeit-Frühpension werden diese Grenzbeträge halbiert.

Für SAEA, die nicht monatlich bis ins Pensionsalter gezahlt werden, sind bei der Berechnung des
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theoretischen Monatsbetrags nur die ab 50 Jahre gezahlten Zusatzentschädigungen zu
berücksichtigen.

Grenzbeträge nach Indexierung und unter Anwendung des Neubewertungskoeffizienten:

(in EUR)
vollzeitlich, mit

Familienlast
vollzeitlich, ohne

Familienlast
halbzeitlich, mit

Familienlast
halbzeitlich, ohne

Familienlast

Grundbetrag 1.130,44 938,50 565,22 469,25

ab
01.12.2012

1.633,14 1.355,84 816,57 677,93

ab
01.01.2013

1.637,06 1.359,10 818,53 679,55

ab
01.01.2016

1.639,68 1.361,27 819,84 680,64

ab
01.06.2016

1.672,48 1.388,51 836,24 694,25

ab
01.06.2017

1.705,91 1.416,26 852,95 708,13

Bei zu viel erhaltenen Einbehaltungen zahlt das LSS diese zurück und der Schuldner der
Zusatzentschädigung ist in diesem Fall verpflichtet, diese dem Begünstigten der
Zusatzentschädigungen zurückzuerstatten.

Falls der Begünstigte der Zusatzentschädigungen es versäumt, den Schuldner über seine geänderte
familiäre Situation oder seinen geänderten Beschäftigungsstatus zu informieren, darf der Schuldner
der Zusatzentschädigungen die geschuldeten Einbehaltungen dennoch zurückfordern.

Das LSS ist auch für die Einnahme eines prozentualen monatlichen Sonderbeitrags für jedes SAB
zuständig, das gemäß der Gesetzgebung über das System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie
gewährt wird. Der Prozentsatz hängt vom Alter des Arbeitnehmers und dem Sektor, in dem das
Unternehmen tätig ist, ab.
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Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die den
Bedingungen entsprechen, um das SAB in Anspruch nehmen zu können. Es betrifft Arbeitgeber,
deren Arbeitnehmer in den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 05.12.1968 über kollektive
Arbeitsabkommen und paritätische Kommissionen fallen. Zusammengefasst sind dies:

Arbeitgeber aus dem Privatsektor
öffentliche Kreditinstitute
die NV/SA Nationallotterie
Vlaamse Instelling voor Technologisch Onderzoek (Flämisches Institut für
Technologieforschung)
Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, die gemäß den Wohngesetzbüchern der
Regionen anerkannt sind
die öffentlich-rechtlichen Aktiengesellschaften „Brussels South Charleroi Airport-
Security“ und „Liège-Airport-Security“.

Im öffentlichen Sektor kommen weiterhin auch Einrichtungen in Betracht, für die ein durch den
Ministerrat oder durch eine Gemeinschafts- oder Regionalregierung genehmigtes kollektives
Abkommen besteht.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Schuldner, die im Rahmen eines SAB
Zusatzentschädigungen zahlen müssen. Dies gilt sowohl für die Schuldner gesetzlich
vorgeschriebener Zusatzentschädigungen als auch für die durch ein KAA oder ein individuelles
Abkommen festgelegten zusätzlichen Zusatzentschädigungen.

Die Bestimmungen dieses Sonderbeitrags gelten für alle Arbeitnehmer im SAB.

Ausgeschlossen sind:

ausländische Arbeitnehmer, die in Belgien beschäftigt waren, ihr Recht auf die
Zusatzentschädigung geltend machen, unter der Bedingung, dass sie Arbeitslosengeld
kraft der Gesetzgebung ihres im Europäischen Wirtschaftsraum gelegenen Wohnlands
erhalten (KAA Nr. 17 vicies septies, abgeschlossen im Nationalen Arbeitsrat am
17.12.2003).
ausschließlich in Bezug auf die besonderen Arbeitgeberbeiträge, Arbeitnehmer, die
sich - im Einvernehmen mit ihrem Arbeitgeber - für die Halbzeitfrühpension
entscheiden (diese Regelung läuft Ende 2011 aus), d. h. ihre Arbeitsleistungen nach
dem 55. Lebensjahr auf Halbtagsleistungen herabgesetzt; es werden aber Beiträge
geschuldet.

Dieser besondere Arbeitgeberbeitrag ist ein Prozentanteil der Bruttomonatsbeträge der
Zusatzentschädigungen. Für SABs, die nach dem 31. Dezember 2015 in den Profit gegangen sind
und bei denen die Entlassung nach dem 10. Oktober 2015 zugestellt wurde, verhalten sich die
Prozentsätze wie folgt:
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Sektor
Alter bei Beginn des

SAB
Prozentsatz

Pauschale in
EUR

andere

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55 und <

58 ≥ 58 und < 60 ≥ 60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

125,00%
118,75%
62,50%
62,50%
31,25%

50,00
50,00
50,00
50,00
37,60

andere während der Periode als in
Umstrukturierung anerkannt

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55 und <

58 ≥ 58 und < 60 ≥ 60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

93,75%
75,00%
50,00%
50,00%
25,00%

50,00
50,00
50,00
50,00
37,60

andere während der Periode als in
Schwierigkeiten anerkannt (*)

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55 und <

58 ≥ 58 und < 60 ≥ 60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

21,88%
16,88%
12,50%
8,13%
4,38%

8,00
8,00
8,00
8,00
6,00

(*) Diese Prozentsätze gelten sowohl für einige Unternehmen, die sich (kumulativ) als „In
Umstrukturierung befindlich“ anerkannt sind, wenn:

es eine Massenentlassung von mindestens 20% der Arbeitnehmer betrifft,
es alle Arbeitnehmer derselben technischen Betriebseinheit oder
Unternehmensabteilung betrifft und
die technische Betriebseinheit oder Unternehmensabteilung bei Ankündigung der
Massenentlassung seit mindestens 2 Jahren existiert.

Falls die dadurch erhaltenen Beträge kleiner als eine bestimmte Pauschale sind, ist die Pauschale
der Betrag, der geschuldet wird.

Hinweis:

Der Beitragsprozentsatz und die Mindestpauschale für den kommerziellen Sektor
werden nach dem Alter festgelegt, das der Arbeitnehmer bei Beginn des SAB erreicht.
Auf SAB, die während einer Periode der Anerkennung als Unternehmen in
Schwierigkeiten oder in der Umstrukturierung beginnen, sind während der
Anerkennung ermäßigte Beiträge zu zahlen bis einschließlich des Monats, in dem die
Anerkennung endet. Der Prozentsatz, der sich nach dem Alter des Arbeitnehmers bei
Beendigung der Anerkennung richtet, ist der weiterhin verwendete Prozentsatz.
Das gleiche gilt auch, wenn der Schuldner eine dritte Partei ist.
Ein übernehmendes Unternehmen wird ebenso wie eine dritte Partei behandelt. In
diesem Fall muss der Arbeitnehmer seine Kündigung jedoch VOR der Übernahme
erhalten haben und das SAB muss im vorgesehenen Zeitraum in Kraft treten, der
durch ‚in Schwierigkeiten‘ oder ‚in Umstrukturierung'‘ des ursprünglichen Arbeitgebers
gedeckt ist ( = am Ende des Zeitraums, der durch die Entlassungsentschädigung
gedeckt ist oder nach Ablauf der Kündigungsfrist des Arbeitnehmers).
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Neben dem Sonderbeitrag konventionelle SAB, SAEA und dem Ausgleichsbeitrag SAB ist auch eine
persönliche Einbehaltung auf den Gesamtbetrag der Ergänzungen und die Zahlung an den
Arbeitnehmer vorzunehmen. Ab 01.04.2010 sind auch diese Beträge dem LSS und nicht mehr dem
LFA und FPD zu überweisen

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die ein SAB,
eine Halbzeitfrühpension oder ein SAEA beanspruchen können. Der Anwendungsbereich gilt parallel
zu den Sonderbeiträgen.

Die Einbehaltungen werden für alle Arbeitnehmer im SAB, in der Halbzeitfrühpension oder im SAEA,
geschuldet. Der Anwendungsbereich gilt parallel zu den Sonderbeiträgen.

Für die Zusatzentschädigungen wird eine soziale Einbehaltung eingeführt, die sich nach einem
festgelegten Prozentsatz in Bezug auf den Gesamtbetrag der Sozialleistungen und der
Zusatzentschädigungen richtet:

6,5 % für Arbeitnehmer in einem SAB und einem SAEA
4,5 % für den Halbzeit-Frühpensionierten (läuft Ende November 2011 aus)

Berechnung:

Die Einbehaltung erfolgt auf die Ergänzungen und wird für einen theoretischen Monat berechnet.
Das ist der Prozentanteil der Summe des theoretischen Bruttomonatsbetrags der
Sozialleistungen und des theoretischen Bruttomonatsbetrags der Ergänzungen. Daraufhin wird
überprüft, ob die Einbehaltung nicht begrenzt werden muss, um zu verhindern, dass der
Arbeitnehmer zu wenig erhält. Anschließend multipliziert man die dadurch erhaltenen
Einbehaltungen mit der Anzahl der Monate, die von der Meldung abgedeckt werden. Bei einer
monatlichen Zahlung bis zur gesetzlichen Pension oder zum Ende der Periode der
Laufbahnunterbrechung oder des Zeitkredits entsprechen die monatlichen Leistungen und
Zusatzentschädigungen den theoretischen Monatsbeträgen, wobei die Anzahl der Monate eines
vollständigen Quartals gleich 3 ist.

Wenn die Zahlungen nicht monatlich bis zur gesetzlichen Pension erfolgen, sind daher mehrere
Regeln zu beachten. Es gelten folgende Grundsätze:

Die Sonderbeiträge und die Einbehaltung für die vollständige Periode werden über die
Perioden der effektiven Zahlung der Zusatzentschädigungen verteilt, wobei die Anzahl
Monate der jeweiligen Meldung angegeben wird. Bei einer reinen Kapitalisierung aller
Ergänzungen ist dies daher die Anzahl der Monate bis zum gesetzlichen Pensionsalter.
Für die neuen Arbeitslosen SAB und SAEA werden die Ergänzungen pro Monat erneut
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berechnet für die Periode von der ersten Zahlung bis zum Pensionsantritt und die
Einbehaltungen werden über die gesamte Periode berücksichtigt.

Für die Bestimmung der Sozialleistungen wird der theoretische Monatsbetrag der
Sozialleistungen verwendet:

Bei einem vollzeitlichen Vollarbeitslosen oder einem Halbzeitfrühpensionierten:
Tagesbetrag des Arbeitslosengeldes x 26
Bei einem freiwilligen, teilzeitlichen Vollarbeitslosen: Tagesbetrag des
Arbeitslosengeldes x Q / S x 6 x 4,33
Bei einer halbzeitlichen Laufbahnunterbrechung, einem Zeitkredit oder einer
Leistungsverringerung: Monatsbetrag der Unterbrechungszulage

Die Tagesbeträge werden dem LSS vom LFA und den Schuldnern von den Zahlstellen überwiesen.

Für die Bestimmung der Zusatzentschädigungen wird der theoretische Bruttomonatsbetrag wie
folgt ermittelt:

Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA monatlich oder in kürzeren
Abständen ab der ersten Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat gezahlt
wird, in dem der Begünstigte das gesetzliche Pensionsalter erreicht, entspricht der
Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat gezahlten Entschädigungen.
Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA mit einer anderen Periodizität gezahlt
wird, indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet werden, durch die Anzahl der Monate ab dem
ersten Monat der Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat, in dem der
Arbeitnehmer das Alter von 65 Jahren erreicht, geteilt wird.
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung monatlich oder in einem kürzeren Abstand
gezahlt werden, entspricht der Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat
gezahlten Entschädigungen;
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung mit einer anderen Periodizität gezahlt werden,
indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet wird, durch die Anzahl der begonnenen
Kalendermonate geteilt wird, die in der maximalen Periode enthalten sind, für die eine
Unterbrechungszulage beim LFA beantragt wurde.

Die dadurch berechnete Einbehaltung vom SAB oder SAEA darf nicht dazu führen, dass der übrige
Gesamtbetrag der Leistungen der sozialen Sicherheit und Zusatzentschädigungen weniger als
938,50 EUR/Monat beträgt für Berechtigte ohne Familienlast bzw. 1.130,44 EUR/Monat für
Berechtigte mit Familienlast (Grenzbetrag pro Kalendermonat). Daher muss die berechnete
Einbehaltung jeweils mit diesem Grenzbetrag verglichen und erforderlichenfalls beschränkt oder
annulliert werden. Auch wenn keine Einbehaltungen möglich sind, muss eine Meldung erfolgen. Bei
der Halbzeit-Frühpension werden diese Grenzbeträge halbiert.

Für SAEA, die nicht monatlich bis ins Pensionsalter gezahlt werden, sind bei der Berechnung des
theoretischen Monatsbetrags nur die ab 50 Jahre gezahlten Zusatzentschädigungen zu
berücksichtigen.

Grenzbeträge nach Indexierung und unter Anwendung des Neubewertungskoeffizienten:
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(in EUR)
vollzeitlich, mit

Familienlast
vollzeitlich, ohne

Familienlast
halbzeitlich, mit

Familienlast
halbzeitlich, ohne

Familienlast

Grundbetrag 1.130,44 938,50 565,22 469,25

ab
01.12.2012

1.633,14 1.355,84 816,57 677,93

ab
01.01.2013

1.637,06 1.359,10 818,53 679,55

ab
01.01.2016

1.639,68 1.361,27 819,84 680,64

ab
01.06.2016

1.672,48 1.388,51 836,24 694,25

ab
01.06.2017

1.705,91 1.416,26 852,95 708,13

Bei zu viel erhaltenen Einbehaltungen zahlt das LSS diese zurück und der Schuldner der
Zusatzentschädigung ist in diesem Fall verpflichtet, diese dem Begünstigten der
Zusatzentschädigungen zurückzuerstatten.

Falls der Begünstigte der Zusatzentschädigungen es versäumt, den Schuldner über seine geänderte
familiäre Situation oder seinen geänderten Beschäftigungsstatus zu informieren, darf der Schuldner
der Zusatzentschädigungen die geschuldeten Einbehaltungen dennoch zurückfordern.

Das LSS ist auch für die Einnahme eines prozentualen monatlichen Sonderbeitrags für jedes SAB
zuständig, das gemäß der Gesetzgebung über das System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie
gewährt wird. Der Prozentsatz hängt vom Alter des Arbeitnehmers und dem Sektor, in dem das
Unternehmen tätig ist, ab.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die den
Bedingungen entsprechen, um das SAB in Anspruch nehmen zu können. Es betrifft Arbeitgeber,
deren Arbeitnehmer in den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 05.12.1968 über kollektive
Arbeitsabkommen und paritätische Kommissionen fallen. Zusammengefasst sind dies:
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Arbeitgeber aus dem Privatsektor
öffentliche Kreditinstitute
die NV/SA Nationallotterie
Vlaamse Instelling voor Technologisch Onderzoek (Flämisches Institut für
Technologieforschung)
Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, die gemäß den Wohngesetzbüchern der
Regionen anerkannt sind
die öffentlich-rechtlichen Aktiengesellschaften „Brussels South Charleroi Airport-
Security“ und „Liège-Airport-Security“.

Im öffentlichen Sektor kommen weiterhin auch Einrichtungen in Betracht, für die ein durch den
Ministerrat oder durch eine Gemeinschafts- oder Regionalregierung genehmigtes kollektives
Abkommen besteht.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Schuldner, die im Rahmen eines SAB
Zusatzentschädigungen zahlen müssen. Dies gilt sowohl für die Schuldner gesetzlich
vorgeschriebener Zusatzentschädigungen als auch für die durch ein KAA oder ein individuelles
Abkommen festgelegten zusätzlichen Zusatzentschädigungen.

Die Bestimmungen dieses Sonderbeitrags gelten für alle Arbeitnehmer im SAB.

Ausgeschlossen sind:

ausländische Arbeitnehmer, die in Belgien beschäftigt waren, ihr Recht auf die
Zusatzentschädigung geltend machen, unter der Bedingung, dass sie Arbeitslosengeld
kraft der Gesetzgebung ihres im Europäischen Wirtschaftsraum gelegenen Wohnlands
erhalten (KAA Nr. 17 vicies septies, abgeschlossen im Nationalen Arbeitsrat am
17.12.2003).
ausschließlich in Bezug auf die besonderen Arbeitgeberbeiträge, Arbeitnehmer, die
sich - im Einvernehmen mit ihrem Arbeitgeber - für die Halbzeitfrühpension
entscheiden (diese Regelung läuft Ende 2011 aus), d. h. ihre Arbeitsleistungen nach
dem 55. Lebensjahr auf Halbtagsleistungen herabgesetzt; es werden aber Beiträge
geschuldet.

Dieser besondere Arbeitgeberbeitrag ist ein Prozentanteil der Bruttomonatsbeträge der
Zusatzentschädigungen. Für die SAB im nicht-kommerziellen Sektor nach dem 31.12.2016 und mit
Kündigungsbescheid nach dem 10.10.2016, gelten folgende Prozentanteile:

Sektor
Alter, das im Laufe des Monats

erreicht wird
Prozentsatz

Pauschale in
EUR

nicht-kommerziellen
Sektor

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55 und < 58 ≥ 58 und < 60

≥ 60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

22,50%
21,38%
19,13%
12,38%
0,00%

0,00
0,00
0,00
0,00
0,00
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Es wird keine Mindestpauschale geschuldet.

Hinweis:

Für den nicht-kommerziellen Sektor gilt ein prozentuales degressives System, wobei
der Prozentsatz abhängig ist vom Alter des Arbeitnehmers, das im Laufe des
betreffenden Monats erreicht wird.

Neben dem Sonderbeitrag konventionelle SAB, SAEA und dem Ausgleichsbeitrag SAB ist auch eine
persönliche Einbehaltung auf den Gesamtbetrag der Ergänzungen und die Zahlung an den
Arbeitnehmer vorzunehmen. Ab 01.04.2010 sind auch diese Beträge dem LSS und nicht mehr dem
LFA und FPD zu überweisen

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die ein SAB,
eine Halbzeitfrühpension oder ein SAEA beanspruchen können. Der Anwendungsbereich gilt parallel
zu den Sonderbeiträgen.

Die Einbehaltungen werden für alle Arbeitnehmer im SAB, in der Halbzeitfrühpension oder im SAEA,
geschuldet. Der Anwendungsbereich gilt parallel zu den Sonderbeiträgen.

Für die Zusatzentschädigungen wird eine soziale Einbehaltung eingeführt, die sich nach einem
festgelegten Prozentsatz in Bezug auf den Gesamtbetrag der Sozialleistungen und der
Zusatzentschädigungen richtet:

6,5 % für Arbeitnehmer in einem SAB und einem SAEA
4,5 % für den Halbzeit-Frühpensionierten (läuft Ende November 2011 aus)

Berechnung:

Die Einbehaltung erfolgt auf die Ergänzungen und wird für einen theoretischen Monat berechnet.
Das ist der Prozentanteil der Summe des theoretischen Bruttomonatsbetrags der
Sozialleistungen und des theoretischen Bruttomonatsbetrags der Ergänzungen. Daraufhin wird
überprüft, ob die Einbehaltung nicht begrenzt werden muss, um zu verhindern, dass der
Arbeitnehmer zu wenig erhält. Anschließend multipliziert man die dadurch erhaltenen
Einbehaltungen mit der Anzahl der Monate, die von der Meldung abgedeckt werden. Bei einer
monatlichen Zahlung bis zur gesetzlichen Pension oder zum Ende der Periode der
Laufbahnunterbrechung oder des Zeitkredits entsprechen die monatlichen Leistungen und
Zusatzentschädigungen den theoretischen Monatsbeträgen, wobei die Anzahl der Monate eines
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vollständigen Quartals gleich 3 ist.

Wenn die Zahlungen nicht monatlich bis zur gesetzlichen Pension erfolgen, sind daher mehrere
Regeln zu beachten. Es gelten folgende Grundsätze:

Die Sonderbeiträge und die Einbehaltung für die vollständige Periode werden über die
Perioden der effektiven Zahlung der Zusatzentschädigungen verteilt, wobei die Anzahl
Monate der jeweiligen Meldung angegeben wird. Bei einer reinen Kapitalisierung aller
Ergänzungen ist dies daher die Anzahl der Monate bis zum gesetzlichen Pensionsalter.
Für die neuen Arbeitslosen SAB und SAEA werden die Ergänzungen pro Monat erneut
berechnet für die Periode von der ersten Zahlung bis zum Pensionsantritt und die
Einbehaltungen werden über die gesamte Periode berücksichtigt.

Für die Bestimmung der Sozialleistungen wird der theoretische Monatsbetrag der
Sozialleistungen verwendet:

Bei einem vollzeitlichen Vollarbeitslosen oder einem Halbzeitfrühpensionierten:
Tagesbetrag des Arbeitslosengeldes x 26
Bei einem freiwilligen, teilzeitlichen Vollarbeitslosen: Tagesbetrag des
Arbeitslosengeldes x Q / S x 6 x 4,33
Bei einer halbzeitlichen Laufbahnunterbrechung, einem Zeitkredit oder einer
Leistungsverringerung: Monatsbetrag der Unterbrechungszulage

Die Tagesbeträge werden dem LSS vom LFA und den Schuldnern von den Zahlstellen überwiesen.

Für die Bestimmung der Zusatzentschädigungen wird der theoretische Bruttomonatsbetrag wie
folgt ermittelt:

Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA monatlich oder in kürzeren
Abständen ab der ersten Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat gezahlt
wird, in dem der Begünstigte das gesetzliche Pensionsalter erreicht, entspricht der
Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat gezahlten Entschädigungen.
Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA mit einer anderen Periodizität gezahlt
wird, indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet werden, durch die Anzahl der Monate ab dem
ersten Monat der Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat, in dem der
Arbeitnehmer das Alter von 65 Jahren erreicht, geteilt wird.
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung monatlich oder in einem kürzeren Abstand
gezahlt werden, entspricht der Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat
gezahlten Entschädigungen;
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung mit einer anderen Periodizität gezahlt
werden, indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige
zu berücksichtigende Periode geschuldet wird, durch die Anzahl der begonnenen
Kalendermonate geteilt wird, die in der maximalen Periode enthalten sind, für die eine
Unterbrechungszulage beim LFA beantragt wurde.

Die dadurch berechnete Einbehaltung vom SAB oder SAEA darf nicht dazu führen, dass der übrige
Gesamtbetrag der Leistungen der sozialen Sicherheit und Zusatzentschädigungen weniger als
938,50 EUR/Monat beträgt für Berechtigte ohne Familienlast bzw. 1.130,44 EUR/Monat für
Berechtigte mit Familienlast (Grenzbetrag pro Kalendermonat). Daher muss die berechnete
Einbehaltung jeweils mit diesem Grenzbetrag verglichen und erforderlichenfalls beschränkt oder
annulliert werden. Auch wenn keine Einbehaltungen möglich sind, muss eine Meldung erfolgen. Bei
der Halbzeit-Frühpension werden diese Grenzbeträge halbiert.

Für SAEA, die nicht monatlich bis ins Pensionsalter gezahlt werden, sind bei der Berechnung des
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theoretischen Monatsbetrags nur die ab 50 Jahre gezahlten Zusatzentschädigungen zu
berücksichtigen.

Grenzbeträge nach Indexierung und unter Anwendung des Neubewertungskoeffizienten:

(in EUR)
vollzeitlich, mit

Familienlast
vollzeitlich, ohne

Familienlast
halbzeitlich, mit

Familienlast
halbzeitlich, ohne

Familienlast

Grundbetrag 1.130,44 938,50 565,22 469,25

ab
01.12.2012

1.633,14 1.355,84 816,57 677,93

ab
01.01.2013

1.637,06 1.359,10 818,53 679,55

ab
01.01.2016

1.639,68 1.361,27 819,84 680,64

ab
01.06.2016

1.672,48 1.388,51 836,24 694,25

ab
01.06.2017

1.705,91 1.416,26 852,95 708,13

Bei zu viel erhaltenen Einbehaltungen zahlt das LSS diese zurück und der Schuldner der
Zusatzentschädigung ist in diesem Fall verpflichtet, diese dem Begünstigten der
Zusatzentschädigungen zurückzuerstatten.

Falls der Begünstigte der Zusatzentschädigungen es versäumt, den Schuldner über seine geänderte
familiäre Situation oder seinen geänderten Beschäftigungsstatus zu informieren, darf der Schuldner
der Zusatzentschädigungen die geschuldeten Einbehaltungen dennoch zurückfordern.

Das LSS ist auch für die Einnahme eines prozentualen monatlichen Sonderbeitrags für jedes SAB
zuständig, das gemäß der Gesetzgebung über das System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie
gewährt wird. Der Prozentsatz hängt vom Alter des Arbeitnehmers und dem Sektor, in dem das
Unternehmen tätig ist, ab.
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Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die den
Bedingungen entsprechen, um das SAB in Anspruch nehmen zu können. Es betrifft Arbeitgeber,
deren Arbeitnehmer in den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 05.12.1968 über kollektive
Arbeitsabkommen und paritätische Kommissionen fallen. Zusammengefasst sind dies:

Arbeitgeber aus dem Privatsektor
öffentliche Kreditinstitute
die NV/SA Nationallotterie
Vlaamse Instelling voor Technologisch Onderzoek (Flämisches Institut für
Technologieforschung)
Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, die gemäß den Wohngesetzbüchern der
Regionen anerkannt sind
die öffentlich-rechtlichen Aktiengesellschaften „Brussels South Charleroi Airport-
Security“ und „Liège-Airport-Security“.

Im öffentlichen Sektor kommen weiterhin auch Einrichtungen in Betracht, für die ein durch den
Ministerrat oder durch eine Gemeinschafts- oder Regionalregierung genehmigtes kollektives
Abkommen besteht.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Schuldner, die im Rahmen eines SAB
Zusatzentschädigungen zahlen müssen. Dies gilt sowohl für die Schuldner gesetzlich
vorgeschriebener Zusatzentschädigungen als auch für die durch ein KAA oder ein individuelles
Abkommen festgelegten zusätzlichen Zusatzentschädigungen.

Die Bestimmungen dieses Sonderbeitrags gelten für alle Arbeitnehmer im SAB.

Ausgeschlossen sind:

ausländische Arbeitnehmer, die in Belgien beschäftigt waren, ihr Recht auf die
Zusatzentschädigung geltend machen, unter der Bedingung, dass sie Arbeitslosengeld
kraft der Gesetzgebung ihres im Europäischen Wirtschaftsraum gelegenen Wohnlands
erhalten (KAA Nr. 17 vicies septies, abgeschlossen im Nationalen Arbeitsrat am
17.12.2003).
ausschließlich in Bezug auf die besonderen Arbeitgeberbeiträge, Arbeitnehmer, die
sich - im Einvernehmen mit ihrem Arbeitgeber - für die Halbzeitfrühpension
entscheiden (diese Regelung läuft Ende 2011 aus), d. h. ihre Arbeitsleistungen nach
dem 55. Lebensjahr auf Halbtagsleistungen herabgesetzt; es werden aber Beiträge
geschuldet.

Dieser besondere Arbeitgeberbeitrag ist ein Prozentanteil der Bruttomonatsbeträge der
Zusatzentschädigungen. Für die SAB im kommerziellen Sektor nach dem 31.03.2012 und mit
Kündigungsbescheid nach dem 28.11.2011, aber vor dem 01. 01.2016, gelten folgende
Prozentanteile:
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Sektor
Alter bei Beginn des

SAB
Prozentsatz

Pauschale in
EUR

andere

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55 und <

58 ≥ 58 und < 60 ≥ 60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

100,00%
95,00%
50,00%
50,00%
25,00%

50,00
50,00
50,00
50,00
37,60

andere während der Periode als in
Umstrukturierung anerkannt

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55 und <

58 ≥ 58 und < 60 ≥ 60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

75,00%
60,00%
40,00%
40,00%
20,00%

50,00
50,00
50,00
50,00
37,60

andere während der Periode als in
Schwierigkeiten anerkannt (*)

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55 und <

58 ≥ 58 und < 60 ≥ 60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

17,50%
13,50%
10,00%
6,50%
3,50%

8,00
8,00
8,00
8,00
6,00

(*) Diese Prozentsätze gelten sowohl für einige Unternehmen, die sich (kumulativ) als „In
Umstrukturierung befindlich“ anerkannt sind, wenn:

es eine Massenentlassung von mindestens 20% der Arbeitnehmer betrifft,
es alle Arbeitnehmer derselben technischen Betriebseinheit oder
Unternehmensabteilung betrifft und
die technische Betriebseinheit oder Unternehmensabteilung bei Ankündigung der
Massenentlassung seit mindestens 2 Jahren existiert.

Falls die dadurch erhaltenen Beträge kleiner als eine bestimmte Pauschale sind, ist die Pauschale
der Betrag, der geschuldet wird.

Hinweis:

Der Beitragsprozentsatz und die Mindestpauschale für den kommerziellen Sektor
werden nach dem Alter festgelegt, das der Arbeitnehmer bei Beginn des SAB erreicht.
Auf SAB, die während einer Periode der Anerkennung als Unternehmen in
Schwierigkeiten oder in der Umstrukturierung beginnen, sind während der
Anerkennung ermäßigte Beiträge zu zahlen bis einschließlich des Monats, in dem die
Anerkennung endet. Der Prozentsatz, der sich nach dem Alter des Arbeitnehmers bei
Beendigung der Anerkennung richtet, ist der weiterhin verwendete Prozentsatz.
Das gleiche gilt auch, wenn der Schuldner eine dritte Partei ist.
Ein übernehmendes Unternehmen wird ebenso wie eine dritte Partei behandelt. In
diesem Fall muss der Arbeitnehmer seine Kündigung jedoch VOR der Übernahme
erhalten haben und das SAB muss im vorgesehenen Zeitraum in Kraft treten, der
durch ‚in Schwierigkeiten‘ oder ‚in Umstrukturierung'‘ des ursprünglichen Arbeitgebers
gedeckt ist ( = am Ende des Zeitraums, der durch die Entlassungsentschädigung
gedeckt ist oder nach Ablauf der Kündigungsfrist des Arbeitnehmers).
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Neben dem Sonderbeitrag konventionelle SAB, SAEA und dem Ausgleichsbeitrag SAB ist auch eine
persönliche Einbehaltung auf den Gesamtbetrag der Ergänzungen und die Zahlung an den
Arbeitnehmer vorzunehmen. Ab 01.04.2010 sind auch diese Beträge dem LSS und nicht mehr dem
LFA und FPD zu überweisen

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die ein SAB,
eine Halbzeitfrühpension oder ein SAEA beanspruchen können. Der Anwendungsbereich gilt parallel
zu den Sonderbeiträgen.

Die Einbehaltungen werden für alle Arbeitnehmer im SAB, in der Halbzeitfrühpension oder im SAEA,
geschuldet. Der Anwendungsbereich gilt parallel zu den Sonderbeiträgen.

Für die Zusatzentschädigungen wird eine soziale Einbehaltung eingeführt, die sich nach einem
festgelegten Prozentsatz in Bezug auf den Gesamtbetrag der Sozialleistungen und der
Zusatzentschädigungen richtet:

6,5 % für Arbeitnehmer in einem SAB und einem SAEA
4,5 % für den Halbzeit-Frühpensionierten (läuft Ende November 2011 aus)

Berechnung:

Die Einbehaltung erfolgt auf die Ergänzungen und wird für einen theoretischen Monat berechnet.
Das ist der Prozentanteil der Summe des theoretischen Bruttomonatsbetrags der
Sozialleistungen und des theoretischen Bruttomonatsbetrags der Ergänzungen. Daraufhin wird
überprüft, ob die Einbehaltung nicht begrenzt werden muss, um zu verhindern, dass der
Arbeitnehmer zu wenig erhält. Anschließend multipliziert man die dadurch erhaltenen
Einbehaltungen mit der Anzahl der Monate, die von der Meldung abgedeckt werden. Bei einer
monatlichen Zahlung bis zur gesetzlichen Pension oder zum Ende der Periode der
Laufbahnunterbrechung oder des Zeitkredits entsprechen die monatlichen Leistungen und
Zusatzentschädigungen den theoretischen Monatsbeträgen, wobei die Anzahl der Monate eines
vollständigen Quartals gleich 3 ist.

Wenn die Zahlungen nicht monatlich bis zur gesetzlichen Pension erfolgen, sind daher mehrere
Regeln zu beachten. Es gelten folgende Grundsätze:

Die Sonderbeiträge und die Einbehaltung für die vollständige Periode werden über die
Perioden der effektiven Zahlung der Zusatzentschädigungen verteilt, wobei die Anzahl
Monate der jeweiligen Meldung angegeben wird. Bei einer reinen Kapitalisierung aller
Ergänzungen ist dies daher die Anzahl der Monate bis zum gesetzlichen Pensionsalter.
Für die neuen Arbeitslosen SAB und SAEA werden die Ergänzungen pro Monat erneut
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berechnet für die Periode von der ersten Zahlung bis zum Pensionsantritt und die
Einbehaltungen werden über die gesamte Periode berücksichtigt.

Für die Bestimmung der Sozialleistungen wird der theoretische Monatsbetrag der
Sozialleistungen verwendet:

Bei einem vollzeitlichen Vollarbeitslosen oder einem Halbzeitfrühpensionierten:
Tagesbetrag des Arbeitslosengeldes x 26
Bei einem freiwilligen, teilzeitlichen Vollarbeitslosen: Tagesbetrag des
Arbeitslosengeldes x Q / S x 6 x 4,33
Bei einer halbzeitlichen Laufbahnunterbrechung, einem Zeitkredit oder einer
Leistungsverringerung: Monatsbetrag der Unterbrechungszulage

Die Tagesbeträge werden dem LSS vom LFA und den Schuldnern von den Zahlstellen überwiesen.

Für die Bestimmung der Zusatzentschädigungen wird der theoretische Bruttomonatsbetrag wie
folgt ermittelt:

Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA monatlich oder in kürzeren
Abständen ab der ersten Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat gezahlt
wird, in dem der Begünstigte das gesetzliche Pensionsalter erreicht, entspricht der
Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat gezahlten Entschädigungen.
Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA mit einer anderen Periodizität gezahlt
wird, indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet werden, durch die Anzahl der Monate ab dem
ersten Monat der Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat, in dem der
Arbeitnehmer das Alter von 65 Jahren erreicht, geteilt wird.
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung monatlich oder in einem kürzeren Abstand
gezahlt werden, entspricht der Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat
gezahlten Entschädigungen;
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung mit einer anderen Periodizität gezahlt werden,
indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet wird, durch die Anzahl der begonnenen
Kalendermonate geteilt wird, die in der maximalen Periode enthalten sind, für die eine
Unterbrechungszulage beim LFA beantragt wurde.

Die dadurch berechnete Einbehaltung vom SAB oder SAEA darf nicht dazu führen, dass der übrige
Gesamtbetrag der Leistungen der sozialen Sicherheit und Zusatzentschädigungen weniger als
938,50 EUR/Monat beträgt für Berechtigte ohne Familienlast bzw. 1.130,44 EUR/Monat für
Berechtigte mit Familienlast (Grenzbetrag pro Kalendermonat). Daher muss die berechnete
Einbehaltung jeweils mit diesem Grenzbetrag verglichen und erforderlichenfalls beschränkt oder
annulliert werden. Auch wenn keine Einbehaltungen möglich sind, muss eine Meldung erfolgen. Bei
der Halbzeit-Frühpension werden diese Grenzbeträge halbiert.

Für SAEA, die nicht monatlich bis ins Pensionsalter gezahlt werden, sind bei der Berechnung des
theoretischen Monatsbetrags nur die ab 50 Jahre gezahlten Zusatzentschädigungen zu
berücksichtigen.

Grenzbeträge nach Indexierung und unter Anwendung des Neubewertungskoeffizienten:
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(in EUR)
vollzeitlich, mit

Familienlast
vollzeitlich, ohne

Familienlast
halbzeitlich, mit

Familienlast
halbzeitlich, ohne

Familienlast

Grundbetrag 1.130,44 938,50 565,22 469,25

ab
01.12.2012

1.633,14 1.355,84 816,57 677,93

ab
01.01.2013

1.637,06 1.359,10 818,53 679,55

ab
01.01.2016

1.639,68 1.361,27 819,84 680,64

ab
01.06.2016

1.672,48 1.388,51 836,24 694,25

ab
01.06.2017

1.705,91 1.416,26 852,95 708,13

Bei zu viel erhaltenen Einbehaltungen zahlt das LSS diese zurück und der Schuldner der
Zusatzentschädigung ist in diesem Fall verpflichtet, diese dem Begünstigten der
Zusatzentschädigungen zurückzuerstatten.

Falls der Begünstigte der Zusatzentschädigungen es versäumt, den Schuldner über seine geänderte
familiäre Situation oder seinen geänderten Beschäftigungsstatus zu informieren, darf der Schuldner
der Zusatzentschädigungen die geschuldeten Einbehaltungen dennoch zurückfordern.

Das LSS ist auch für die Einnahme eines prozentualen monatlichen Sonderbeitrags für jedes SAB
zuständig, das gemäß der Gesetzgebung über das System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie
gewährt wird. Der Prozentsatz hängt vom Alter des Arbeitnehmers und dem Sektor, in dem das
Unternehmen tätig ist, ab.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die den
Bedingungen entsprechen, um das SAB in Anspruch nehmen zu können. Es betrifft Arbeitgeber,
deren Arbeitnehmer in den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 05.12.1968 über kollektive
Arbeitsabkommen und paritätische Kommissionen fallen. Zusammengefasst sind dies:
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Arbeitgeber aus dem Privatsektor
öffentliche Kreditinstitute
die NV/SA Nationallotterie
Vlaamse Instelling voor Technologisch Onderzoek (Flämisches Institut für
Technologieforschung)
Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, die gemäß den Wohngesetzbüchern der
Regionen anerkannt sind
die öffentlich-rechtlichen Aktiengesellschaften „Brussels South Charleroi Airport-
Security“ und „Liège-Airport-Security“.

Im öffentlichen Sektor kommen weiterhin auch Einrichtungen in Betracht, für die ein durch den
Ministerrat oder durch eine Gemeinschafts- oder Regionalregierung genehmigtes kollektives
Abkommen besteht.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Schuldner, die im Rahmen eines SAB
Zusatzentschädigungen zahlen müssen. Dies gilt sowohl für die Schuldner gesetzlich
vorgeschriebener Zusatzentschädigungen als auch für die durch ein KAA oder ein individuelles
Abkommen festgelegten zusätzlichen Zusatzentschädigungen.

Die Bestimmungen dieses Sonderbeitrags gelten für alle Arbeitnehmer im SAB.

Ausgeschlossen sind:

ausländische Arbeitnehmer, die in Belgien beschäftigt waren, ihr Recht auf die
Zusatzentschädigung geltend machen, unter der Bedingung, dass sie Arbeitslosengeld
kraft der Gesetzgebung ihres im Europäischen Wirtschaftsraum gelegenen Wohnlands
erhalten (KAA Nr. 17 vicies septies, abgeschlossen im Nationalen Arbeitsrat am
17.12.2003).
ausschließlich in Bezug auf die besonderen Arbeitgeberbeiträge, Arbeitnehmer, die
sich - im Einvernehmen mit ihrem Arbeitgeber - für die Halbzeitfrühpension
entscheiden (diese Regelung läuft Ende 2011 aus), d. h. ihre Arbeitsleistungen nach
dem 55. Lebensjahr auf Halbtagsleistungen herabgesetzt; es werden aber Beiträge
geschuldet.

Dieser besondere Arbeitgeberbeitrag ist ein Prozentanteil der Bruttomonatsbeträge der
Zusatzentschädigungen. Für die SAB im nicht-kommerziellen Sektor nach dem 31.03.2012 und mit
Kündigungsbescheid nach dem 28.11.2011, aber vor dem 01. 01.2016, gelten folgende
Prozentanteile:
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Sektor
Alter, das im Laufe des Monats

erreicht wird
Prozentsatz

Pauschale in
EUR

nicht-kommerziellen
Sektor

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55 und < 58 ≥ 58 und < 60

≥ 60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

10,00%
9,50%
8,50%
5,50%
0,00%

0,00
0,00
0,00
0,00
0,00

Es wird keine Mindestpauschale geschuldet.

Hinweis:

Für den nicht-kommerziellen Sektor gilt ein prozentuales degressives System, wobei
der Prozentsatz abhängig ist vom Alter des Arbeitnehmers, das im Laufe des
betreffenden Monats erreicht wird.

Neben dem Sonderbeitrag konventionelle SAB, SAEA und dem Ausgleichsbeitrag SAB ist auch eine
persönliche Einbehaltung auf den Gesamtbetrag der Ergänzungen und die Zahlung an den
Arbeitnehmer vorzunehmen. Ab 01.04.2010 sind auch diese Beträge dem LSS und nicht mehr dem
LFA und FPD zu überweisen

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die ein SAB,
eine Halbzeitfrühpension oder ein SAEA beanspruchen können. Der Anwendungsbereich gilt parallel
zu den Sonderbeiträgen.

Die Einbehaltungen werden für alle Arbeitnehmer im SAB, in der Halbzeitfrühpension oder im SAEA,
geschuldet. Der Anwendungsbereich gilt parallel zu den Sonderbeiträgen.

Für die Zusatzentschädigungen wird eine soziale Einbehaltung eingeführt, die sich nach einem
festgelegten Prozentsatz in Bezug auf den Gesamtbetrag der Sozialleistungen und der
Zusatzentschädigungen richtet:

6,5 % für Arbeitnehmer in einem SAB und einem SAEA
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4,5 % für den Halbzeit-Frühpensionierten (läuft Ende November 2011 aus)

Berechnung:

Die Einbehaltung erfolgt auf die Ergänzungen und wird für einen theoretischen Monat berechnet.
Das ist der Prozentanteil der Summe des theoretischen Bruttomonatsbetrags der
Sozialleistungen und des theoretischen Bruttomonatsbetrags der Ergänzungen. Daraufhin wird
überprüft, ob die Einbehaltung nicht begrenzt werden muss, um zu verhindern, dass der
Arbeitnehmer zu wenig erhält. Anschließend multipliziert man die dadurch erhaltenen
Einbehaltungen mit der Anzahl der Monate, die von der Meldung abgedeckt werden. Bei einer
monatlichen Zahlung bis zur gesetzlichen Pension oder zum Ende der Periode der
Laufbahnunterbrechung oder des Zeitkredits entsprechen die monatlichen Leistungen und
Zusatzentschädigungen den theoretischen Monatsbeträgen, wobei die Anzahl der Monate eines
vollständigen Quartals gleich 3 ist.

Wenn die Zahlungen nicht monatlich bis zur gesetzlichen Pension erfolgen, sind daher mehrere
Regeln zu beachten. Es gelten folgende Grundsätze:

Die Sonderbeiträge und die Einbehaltung für die vollständige Periode werden über die
Perioden der effektiven Zahlung der Zusatzentschädigungen verteilt, wobei die Anzahl
Monate der jeweiligen Meldung angegeben wird. Bei einer reinen Kapitalisierung aller
Ergänzungen ist dies daher die Anzahl der Monate bis zum gesetzlichen Pensionsalter.
Für die neuen Arbeitslosen SAB und SAEA werden die Ergänzungen pro Monat erneut
berechnet für die Periode von der ersten Zahlung bis zum Pensionsantritt und die
Einbehaltungen werden über die gesamte Periode berücksichtigt.

Für die Bestimmung der Sozialleistungen wird der theoretische Monatsbetrag der
Sozialleistungen verwendet:

Bei einem vollzeitlichen Vollarbeitslosen oder einem Halbzeitfrühpensionierten:
Tagesbetrag des Arbeitslosengeldes x 26
Bei einem freiwilligen, teilzeitlichen Vollarbeitslosen: Tagesbetrag des
Arbeitslosengeldes x Q / S x 6 x 4,33
Bei einer halbzeitlichen Laufbahnunterbrechung, einem Zeitkredit oder einer
Leistungsverringerung: Monatsbetrag der Unterbrechungszulage

Die Tagesbeträge werden dem LSS vom LFA und den Schuldnern von den Zahlstellen überwiesen.

Für die Bestimmung der Zusatzentschädigungen wird der theoretische Bruttomonatsbetrag wie
folgt ermittelt:

Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA monatlich oder in kürzeren
Abständen ab der ersten Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat gezahlt
wird, in dem der Begünstigte das gesetzliche Pensionsalter erreicht, entspricht der
Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat gezahlten Entschädigungen.
Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA mit einer anderen Periodizität gezahlt
wird, indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet werden, durch die Anzahl der Monate ab dem
ersten Monat der Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat, in dem der
Arbeitnehmer das Alter von 65 Jahren erreicht, geteilt wird.
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung monatlich oder in einem kürzeren Abstand
gezahlt werden, entspricht der Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat
gezahlten Entschädigungen;
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung mit einer anderen Periodizität gezahlt
werden, indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige
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zu berücksichtigende Periode geschuldet wird, durch die Anzahl der begonnenen
Kalendermonate geteilt wird, die in der maximalen Periode enthalten sind, für die eine
Unterbrechungszulage beim LFA beantragt wurde.

Die dadurch berechnete Einbehaltung vom SAB oder SAEA darf nicht dazu führen, dass der übrige
Gesamtbetrag der Leistungen der sozialen Sicherheit und Zusatzentschädigungen weniger als
938,50 EUR/Monat beträgt für Berechtigte ohne Familienlast bzw. 1.130,44 EUR/Monat für
Berechtigte mit Familienlast (Grenzbetrag pro Kalendermonat). Daher muss die berechnete
Einbehaltung jeweils mit diesem Grenzbetrag verglichen und erforderlichenfalls beschränkt oder
annulliert werden. Auch wenn keine Einbehaltungen möglich sind, muss eine Meldung erfolgen. Bei
der Halbzeit-Frühpension werden diese Grenzbeträge halbiert.

Für SAEA, die nicht monatlich bis ins Pensionsalter gezahlt werden, sind bei der Berechnung des
theoretischen Monatsbetrags nur die ab 50 Jahre gezahlten Zusatzentschädigungen zu
berücksichtigen.

Grenzbeträge nach Indexierung und unter Anwendung des Neubewertungskoeffizienten:

(in EUR)
vollzeitlich, mit

Familienlast
vollzeitlich, ohne

Familienlast
halbzeitlich, mit

Familienlast
halbzeitlich, ohne

Familienlast

Grundbetrag 1.130,44 938,50 565,22 469,25

ab
01.12.2012

1.633,14 1.355,84 816,57 677,93

ab
01.01.2013

1.637,06 1.359,10 818,53 679,55

ab
01.01.2016

1.639,68 1.361,27 819,84 680,64

ab
01.06.2016

1.672,48 1.388,51 836,24 694,25

ab
01.06.2017

1.705,91 1.416,26 852,95 708,13

Bei zu viel erhaltenen Einbehaltungen zahlt das LSS diese zurück und der Schuldner der
Zusatzentschädigung ist in diesem Fall verpflichtet, diese dem Begünstigten der
Zusatzentschädigungen zurückzuerstatten.

Falls der Begünstigte der Zusatzentschädigungen es versäumt, den Schuldner über seine geänderte
familiäre Situation oder seinen geänderten Beschäftigungsstatus zu informieren, darf der Schuldner
der Zusatzentschädigungen die geschuldeten Einbehaltungen dennoch zurückfordern.
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Das LSS ist auch für die Einnahme eines prozentualen monatlichen Sonderbeitrags für jedes SAB
zuständig, das gemäß der Gesetzgebung über das System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie
gewährt wird. Der Prozentsatz hängt vom Alter des Arbeitnehmers und dem Sektor, in dem das
Unternehmen tätig ist, ab.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die den
Bedingungen entsprechen, um das SAB in Anspruch nehmen zu können. Es betrifft Arbeitgeber,
deren Arbeitnehmer in den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 05.12.1968 über kollektive
Arbeitsabkommen und paritätische Kommissionen fallen. Zusammengefasst sind dies:

Arbeitgeber aus dem Privatsektor
öffentliche Kreditinstitute
die NV/SA Nationallotterie
Vlaamse Instelling voor Technologisch Onderzoek (Flämisches Institut für
Technologieforschung)
Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, die gemäß den Wohngesetzbüchern der
Regionen anerkannt sind
die öffentlich-rechtlichen Aktiengesellschaften „Brussels South Charleroi Airport-
Security“ und „Liège-Airport-Security“.

Im öffentlichen Sektor kommen weiterhin auch Einrichtungen in Betracht, für die ein durch den
Ministerrat oder durch eine Gemeinschafts- oder Regionalregierung genehmigtes kollektives
Abkommen besteht.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Schuldner, die im Rahmen eines SAB
Zusatzentschädigungen zahlen müssen. Dies gilt sowohl für die Schuldner gesetzlich
vorgeschriebener Zusatzentschädigungen als auch für die durch ein KAA oder ein individuelles
Abkommen festgelegten zusätzlichen Zusatzentschädigungen.

Die Bestimmungen dieses Sonderbeitrags gelten für alle Arbeitnehmer im SAB.

Ausgeschlossen sind:

ausländische Arbeitnehmer, die in Belgien beschäftigt waren, ihr Recht auf die
Zusatzentschädigung geltend machen, unter der Bedingung, dass sie Arbeitslosengeld
kraft der Gesetzgebung ihres im Europäischen Wirtschaftsraum gelegenen Wohnlands
erhalten (KAA Nr. 17 vicies septies, abgeschlossen im Nationalen Arbeitsrat am
17.12.2003).
ausschließlich in Bezug auf die besonderen Arbeitgeberbeiträge, Arbeitnehmer, die
sich - im Einvernehmen mit ihrem Arbeitgeber - für die Halbzeitfrühpension
entscheiden (diese Regelung läuft Ende 2011 aus), d. h. ihre Arbeitsleistungen nach
dem 55. Lebensjahr auf Halbtagsleistungen herabgesetzt; es werden aber Beiträge
geschuldet.
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Dieser besondere Arbeitgeberbeitrag ist ein Prozentanteil der Bruttomonatsbeträge der
Zusatzentschädigungen. Für die SAB im kommerziellen Sektor nach dem 31.03.2010 und mit
Kündigungsbescheid nach dem 15.10.2009, aber vor dem 01.04.2012, gelten ab 01.04.2012
folgende Prozentanteile:

Sektor
Alter bei Beginn des

SAB
Prozentsatz

Pauschale in
EUR

andere

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55 und <

58 ≥ 58 und < 60 ≥ 60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

53,00%
42,40%
31,80%
21,20%
10,60%

26,50
26,50
26,50
26,50
19,93

andere während der Periode als in
Umstrukturierung anerkannt

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55 und <

58 ≥ 58 und < 60 ≥ 60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

50,00%
30,00%
20,00%
20,00%
10,00%

26,50
26,50
26,50
26,50
19,93

andere während der Periode als in
Schwierigkeiten anerkannt

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55 und <

58 ≥ 58 und < 60 ≥ 60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

17,50%
13,50%
10,00%
6,50%
3,50%

8,00
8,00
8,00
8,00
6,00

Falls die dadurch erhaltenen Beträge kleiner als eine bestimmte Pauschale sind, ist die Pauschale
der Betrag, der geschuldet wird.

Hinweis:

Der Beitragsprozentsatz und die Mindestpauschale für den kommerziellen Sektor
werden nach dem Alter festgelegt, das der Arbeitnehmer bei Beginn des SAB erreicht.
Auf SAB, die während einer Periode der Anerkennung als Unternehmen in
Schwierigkeiten oder in der Umstrukturierung beginnen, sind während der
Anerkennung ermäßigte Beiträge zu zahlen bis einschließlich des Monats, in dem die
Anerkennung endet. Der Prozentsatz, der sich nach dem Alter des Arbeitnehmers bei
Beendigung der Anerkennung richtet, ist der weiterhin verwendete Prozentsatz.

Neben dem Sonderbeitrag konventionelle SAB, SAEA und dem Ausgleichsbeitrag SAB ist auch eine
persönliche Einbehaltung auf den Gesamtbetrag der Ergänzungen und die Zahlung an den
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Arbeitnehmer vorzunehmen. Ab 01.04.2010 sind auch diese Beträge dem LSS und nicht mehr dem
LFA und FPD zu überweisen

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die ein SAB,
eine Halbzeitfrühpension oder ein SAEA beanspruchen können. Der Anwendungsbereich gilt parallel
zu den Sonderbeiträgen.

Die Einbehaltungen werden für alle Arbeitnehmer im SAB, in der Halbzeitfrühpension oder im SAEA,
geschuldet. Der Anwendungsbereich gilt parallel zu den Sonderbeiträgen.

Für die Zusatzentschädigungen wird eine soziale Einbehaltung eingeführt, die sich nach einem
festgelegten Prozentsatz in Bezug auf den Gesamtbetrag der Sozialleistungen und der
Zusatzentschädigungen richtet:

6,5 % für Arbeitnehmer in einem SAB und einem SAEA
4,5 % für den Halbzeit-Frühpensionierten (läuft Ende November 2011 aus)

Berechnung:

Die Einbehaltung erfolgt auf die Ergänzungen und wird für einen theoretischen Monat berechnet.
Das ist der Prozentanteil der Summe des theoretischen Bruttomonatsbetrags der
Sozialleistungen und des theoretischen Bruttomonatsbetrags der Ergänzungen. Daraufhin wird
überprüft, ob die Einbehaltung nicht begrenzt werden muss, um zu verhindern, dass der
Arbeitnehmer zu wenig erhält. Anschließend multipliziert man die dadurch erhaltenen
Einbehaltungen mit der Anzahl der Monate, die von der Meldung abgedeckt werden. Bei einer
monatlichen Zahlung bis zur gesetzlichen Pension oder zum Ende der Periode der
Laufbahnunterbrechung oder des Zeitkredits entsprechen die monatlichen Leistungen und
Zusatzentschädigungen den theoretischen Monatsbeträgen, wobei die Anzahl der Monate eines
vollständigen Quartals gleich 3 ist.

Wenn die Zahlungen nicht monatlich bis zur gesetzlichen Pension erfolgen, sind daher mehrere
Regeln zu beachten. Es gelten folgende Grundsätze:

Die Sonderbeiträge und die Einbehaltung für die vollständige Periode werden über die
Perioden der effektiven Zahlung der Zusatzentschädigungen verteilt, wobei die Anzahl
Monate der jeweiligen Meldung angegeben wird. Bei einer reinen Kapitalisierung aller
Ergänzungen ist dies daher die Anzahl der Monate bis zum gesetzlichen Pensionsalter.
Für die neuen Arbeitslosen SAB und SAEA werden die Ergänzungen pro Monat erneut
berechnet für die Periode von der ersten Zahlung bis zum Pensionsantritt und die
Einbehaltungen werden über die gesamte Periode berücksichtigt.

Für die Bestimmung der Sozialleistungen wird der theoretische Monatsbetrag der
Sozialleistungen verwendet:

Bei einem vollzeitlichen Vollarbeitslosen oder einem Halbzeitfrühpensionierten:
Tagesbetrag des Arbeitslosengeldes x 26
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Bei einem freiwilligen, teilzeitlichen Vollarbeitslosen: Tagesbetrag des
Arbeitslosengeldes x Q / S x 6 x 4,33
Bei einer halbzeitlichen Laufbahnunterbrechung, einem Zeitkredit oder einer
Leistungsverringerung: Monatsbetrag der Unterbrechungszulage

Die Tagesbeträge werden dem LSS vom LFA und den Schuldnern von den Zahlstellen überwiesen.

Für die Bestimmung der Zusatzentschädigungen wird der theoretische Bruttomonatsbetrag wie
folgt ermittelt:

Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA monatlich oder in kürzeren
Abständen ab der ersten Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat gezahlt
wird, in dem der Begünstigte das gesetzliche Pensionsalter erreicht, entspricht der
Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat gezahlten Entschädigungen.
Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA mit einer anderen Periodizität gezahlt
wird, indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet werden, durch die Anzahl der Monate ab dem
ersten Monat der Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat, in dem der
Arbeitnehmer das Alter von 65 Jahren erreicht, geteilt wird.
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung monatlich oder in einem kürzeren Abstand
gezahlt werden, entspricht der Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat
gezahlten Entschädigungen;
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung mit einer anderen Periodizität gezahlt werden,
indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet wird, durch die Anzahl der begonnenen
Kalendermonate geteilt wird, die in der maximalen Periode enthalten sind, für die eine
Unterbrechungszulage beim LFA beantragt wurde.

Die dadurch berechnete Einbehaltung vom SAB oder SAEA darf nicht dazu führen, dass der übrige
Gesamtbetrag der Leistungen der sozialen Sicherheit und Zusatzentschädigungen weniger als
938,50 EUR/Monat beträgt für Berechtigte ohne Familienlast bzw. 1.130,44 EUR/Monat für
Berechtigte mit Familienlast (Grenzbetrag pro Kalendermonat). Daher muss die berechnete
Einbehaltung jeweils mit diesem Grenzbetrag verglichen und erforderlichenfalls beschränkt oder
annulliert werden. Auch wenn keine Einbehaltungen möglich sind, muss eine Meldung erfolgen. Bei
der Halbzeit-Frühpension werden diese Grenzbeträge halbiert.

Für SAEA, die nicht monatlich bis ins Pensionsalter gezahlt werden, sind bei der Berechnung des
theoretischen Monatsbetrags nur die ab 50 Jahre gezahlten Zusatzentschädigungen zu
berücksichtigen.

Grenzbeträge nach Indexierung und unter Anwendung des Neubewertungskoeffizienten:
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(in EUR)
vollzeitlich, mit

Familienlast
vollzeitlich, ohne

Familienlast
halbzeitlich, mit

Familienlast
halbzeitlich, ohne

Familienlast

Grundbetrag 1.130,44 938,50 565,22 469,25

ab
01.12.2012

1.633,14 1.355,84 816,57 677,93

ab
01.01.2013

1.637,06 1.359,10 818,53 679,55

ab
01.01.2016

1.639,68 1.361,27 819,84 680,64

ab
01.06.2016

1.672,48 1.388,51 836,24 694,25

ab
01.06.2017

1.705,91 1.416,26 852,95 708,13

Bei zu viel erhaltenen Einbehaltungen zahlt das LSS diese zurück und der Schuldner der
Zusatzentschädigung ist in diesem Fall verpflichtet, diese dem Begünstigten der
Zusatzentschädigungen zurückzuerstatten.

Falls der Begünstigte der Zusatzentschädigungen es versäumt, den Schuldner über seine geänderte
familiäre Situation oder seinen geänderten Beschäftigungsstatus zu informieren, darf der Schuldner
der Zusatzentschädigungen die geschuldeten Einbehaltungen dennoch zurückfordern.

Das LSS ist auch für die Einnahme eines prozentualen monatlichen Sonderbeitrags für jedes SAB
zuständig, das gemäß der Gesetzgebung über das System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie
gewährt wird. Der Prozentsatz hängt vom Alter des Arbeitnehmers und dem Sektor, in dem das
Unternehmen tätig ist, ab.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die den
Bedingungen entsprechen, um das SAB in Anspruch nehmen zu können. Es betrifft Arbeitgeber,
deren Arbeitnehmer in den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 05.12.1968 über kollektive
Arbeitsabkommen und paritätische Kommissionen fallen. Zusammengefasst sind dies:
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Arbeitgeber aus dem Privatsektor
öffentliche Kreditinstitute
die NV/SA Nationallotterie
Vlaamse Instelling voor Technologisch Onderzoek (Flämisches Institut für
Technologieforschung)
Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, die gemäß den Wohngesetzbüchern der
Regionen anerkannt sind
die öffentlich-rechtlichen Aktiengesellschaften „Brussels South Charleroi Airport-
Security“ und „Liège-Airport-Security“.

Im öffentlichen Sektor kommen weiterhin auch Einrichtungen in Betracht, für die ein durch den
Ministerrat oder durch eine Gemeinschafts- oder Regionalregierung genehmigtes kollektives
Abkommen besteht.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Schuldner, die im Rahmen eines SAB
Zusatzentschädigungen zahlen müssen. Dies gilt sowohl für die Schuldner gesetzlich
vorgeschriebener Zusatzentschädigungen als auch für die durch ein KAA oder ein individuelles
Abkommen festgelegten zusätzlichen Zusatzentschädigungen.

Die Bestimmungen dieses Sonderbeitrags gelten für alle Arbeitnehmer im SAB.

Ausgeschlossen sind:

ausländische Arbeitnehmer, die in Belgien beschäftigt waren, ihr Recht auf die
Zusatzentschädigung geltend machen, unter der Bedingung, dass sie Arbeitslosengeld
kraft der Gesetzgebung ihres im Europäischen Wirtschaftsraum gelegenen
Wohnsitzlands erhalten (KAA Nr. 17 vicies septies, abgeschlossen im Nationalen
Arbeitsrat am 17.12.2003).
ausschließlich in Bezug auf die besonderen Arbeitgeberbeiträge, Arbeitnehmer, die
sich - im Einvernehmen mit ihrem Arbeitgeber - für die Halbzeitfrühpension
entscheiden (diese Regelung läuft Ende 2011 aus), d. h. ihre Arbeitsleistungen nach
dem 55. Lebensjahr auf Halbtagsleistungen herabgesetzt; es werden aber Beiträge
geschuldet.

Dieser besondere Arbeitgeberbeitrag ist ein Prozentanteil der Bruttomonatsbeträge der
Zusatzentschädigungen. Für die SAB im nicht-kommerziellen Sektor nach dem 31.03.2010 und mit
Kündigungsbescheid nach dem 15.10.2009, aber vor dem 01.04.2012, gelten ab 01.04.2012
folgende Prozentanteile:
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Sektor
Alter, das im Laufe des Monats

erreicht wird
Prozentsatz

Pauschale in
EUR

nicht-kommerziellen
Sektor

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55 und < 58 ≥ 58 und < 60

≥ 60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

5,30 %
4,24%
3,18%
2,12%
0,00%

0,00
0,00
0,00
0,00
0,00

Es wird keine Mindestpauschale geschuldet.

Hinweis:

Für den nicht-kommerziellen Sektor gilt ein prozentuales degressives System, wobei
der Prozentsatz abhängig ist vom Alter des Arbeitnehmers, das im Laufe des
betreffenden Monats erreicht wird.

Neben dem Sonderbeitrag konventionelle SAB, SAEA und dem Ausgleichsbeitrag SAB ist auch eine
persönliche Einbehaltung auf den Gesamtbetrag der Ergänzungen und die Zahlung an den
Arbeitnehmer vorzunehmen. Ab 01.04.2010 sind auch diese Beträge dem LSS und nicht mehr dem
LFA und FPD zu überweisen.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die ein SAB,
eine Halbzeitfrühpension oder ein SAEA beanspruchen können. Der Anwendungsbereich gilt parallel
zu den Sonderbeiträgen.

Die Einbehaltungen werden für alle Arbeitnehmer im SAB, in der Halbzeitfrühpension oder im SAEA,
geschuldet. Der Anwendungsbereich gilt parallel zu den Sonderbeiträgen.

Für die Zusatzentschädigungen wird eine soziale Einbehaltung eingeführt, die sich nach einem
festgelegten Prozentsatz in Bezug auf den Gesamtbetrag der Sozialleistungen und der
Zusatzentschädigungen richtet:

6,5 % für Arbeitnehmer in einem SAB und einem SAEA
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4,5 % für den Halbzeit-Frühpensionierten (läuft Ende November 2011 aus)

Berechnung:

Die Einbehaltung erfolgt auf die Ergänzungen und wird für einen theoretischen Monat berechnet.
Das ist der Prozentanteil der Summe des theoretischen Bruttomonatsbetrags der
Sozialleistungen und des theoretischen Bruttomonatsbetrags der Ergänzungen. Daraufhin wird
überprüft, ob die Einbehaltung nicht begrenzt werden muss, um zu verhindern, dass der
Arbeitnehmer zu wenig erhält. Anschließend multipliziert man die dadurch erhaltenen
Einbehaltungen mit der Anzahl der Monate, die von der Meldung abgedeckt werden. Bei einer
monatlichen Zahlung bis zur gesetzlichen Pension oder zum Ende der Periode der
Laufbahnunterbrechung oder des Zeitkredits entsprechen die monatlichen Leistungen und
Zusatzentschädigungen den theoretischen Monatsbeträgen, wobei die Anzahl der Monate eines
vollständigen Quartals gleich 3 ist.

Wenn die Zahlungen nicht monatlich bis zur gesetzlichen Pension erfolgen, sind daher mehrere
Regeln zu beachten. Es gelten folgende Grundsätze:

Die Sonderbeiträge und die Einbehaltung für die vollständige Periode werden über die
Perioden der effektiven Zahlung der Zusatzentschädigungen verteilt, wobei die Anzahl
Monate der jeweiligen Meldung angegeben wird. Bei einer reinen Kapitalisierung aller
Ergänzungen ist dies daher die Anzahl der Monate bis zum gesetzlichen Pensionsalter.
Für die neuen Arbeitslosen SAB und SAEA werden die Ergänzungen pro Monat erneut
berechnet für die Periode von der ersten Zahlung bis zum Pensionsantritt und die
Einbehaltungen werden über die gesamte Periode berücksichtigt.

Für die Bestimmung der Sozialleistungen wird der theoretische Monatsbetrag der
Sozialleistungen verwendet:

Bei einem vollzeitlichen Vollarbeitslosen oder einem Halbzeitfrühpensionierten:
Tagesbetrag des Arbeitslosengeldes x 26
Bei einem freiwilligen, teilzeitlichen Vollarbeitslosen: Tagesbetrag des
Arbeitslosengeldes x Q / S x 6 x 4,33
Bei einer halbzeitlichen Laufbahnunterbrechung, einem Zeitkredit oder einer
Leistungsverringerung: Monatsbetrag der Unterbrechungszulage

Die Tagesbeträge werden dem LSS vom LFA und den Schuldnern von den Zahlstellen überwiesen.

Für die Bestimmung der Zusatzentschädigungen wird der theoretische Bruttomonatsbetrag wie
folgt ermittelt:

Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA monatlich oder in kürzeren
Abständen ab der ersten Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat gezahlt
wird, in dem der Begünstigte das gesetzliche Pensionsalter erreicht, entspricht der
Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat gezahlten Entschädigungen.
Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA mit einer anderen Periodizität gezahlt
wird, indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet werden, durch die Anzahl der Monate ab dem
ersten Monat der Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat, in dem der
Arbeitnehmer das Alter von 65 Jahren erreicht, geteilt wird.
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung monatlich oder in einem kürzeren Abstand
gezahlt werden, entspricht der Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat
gezahlten Entschädigungen;
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung mit einer anderen Periodizität gezahlt
werden, indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige
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zu berücksichtigende Periode geschuldet wird, durch die Anzahl der begonnenen
Kalendermonate geteilt wird, die in der maximalen Periode enthalten sind, für die eine
Unterbrechungszulage beim LFA beantragt wurde.

Die dadurch berechnete Einbehaltung vom SAB oder SAEA darf nicht dazu führen, dass der übrige
Gesamtbetrag der Leistungen der sozialen Sicherheit und Zusatzentschädigungen weniger als
938,50 EUR/Monat beträgt für Berechtigte ohne Familienlast bzw. 1.130,44 EUR/Monat für
Berechtigte mit Familienlast (Grenzbetrag pro Kalendermonat). Daher muss die berechnete
Einbehaltung jeweils mit diesem Grenzbetrag verglichen und erforderlichenfalls beschränkt oder
annulliert werden. Auch wenn keine Einbehaltungen möglich sind, muss eine Meldung erfolgen. Bei
der Halbzeit-Frühpension werden diese Grenzbeträge halbiert.

Für SAEA, die nicht monatlich bis ins Pensionsalter gezahlt werden, sind bei der Berechnung des
theoretischen Monatsbetrags nur die ab 50 Jahre gezahlten Zusatzentschädigungen zu
berücksichtigen.

Grenzbeträge nach Indexierung und unter Anwendung des Neubewertungskoeffizienten:

(in EUR)
vollzeitlich, mit

Familienlast
vollzeitlich, ohne

Familienlast
halbzeitlich, mit

Familienlast
halbzeitlich, ohne

Familienlast

Grundbetrag 1.130,44 938,50 565,22 469,25

ab
01.12.2012

1.633,14 1.355,84 816,57 677,93

ab
01.01.2013

1.637,06 1.359,10 818,53 679,55

ab
01.01.2016

1.639,68 1.361,27 819,84 680,64

ab
01.06.2016

1.672,48 1.388,51 836,24 694,25

ab
01.06.2017

1.705,91 1.416,26 852,95 708,13

Bei zu viel erhaltenen Einbehaltungen zahlt das LSS diese zurück und der Schuldner der
Zusatzentschädigung ist in diesem Fall verpflichtet, diese dem Begünstigten der
Zusatzentschädigungen zurückzuerstatten.

Falls der Begünstigte der Zusatzentschädigungen es versäumt, den Schuldner über seine geänderte
familiäre Situation oder seinen geänderten Beschäftigungsstatus zu informieren, darf der Schuldner
der Zusatzentschädigungen die geschuldeten Einbehaltungen dennoch zurückfordern.
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Das LSS ist auch für die Einnahme eines prozentualen monatlichen Sonderbeitrags für jedes SAB
zuständig, das gemäß der Gesetzgebung über das System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie
gewährt wird. Der Prozentsatz hängt vom Alter des Arbeitnehmers und dem Sektor, in dem das
Unternehmen tätig ist, ab.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die den
Bedingungen entsprechen, um das SAB in Anspruch nehmen zu können. Es betrifft Arbeitgeber,
deren Arbeitnehmer in den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 05.12.1968 über kollektive
Arbeitsabkommen und paritätische Kommissionen fallen. Zusammengefasst sind dies:

Arbeitgeber aus dem Privatsektor
öffentliche Kreditinstitute
die NV/SA Nationallotterie
Vlaamse Instelling voor Technologisch Onderzoek (Flämisches Institut für
Technologieforschung)
Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, die gemäß den Wohngesetzbüchern der
Regionen anerkannt sind
die öffentlich-rechtlichen Aktiengesellschaften „Brussels South Charleroi Airport-
Security“ und „Liège-Airport-Security“.

Im öffentlichen Sektor kommen weiterhin auch Einrichtungen in Betracht, für die ein durch den
Ministerrat oder durch eine Gemeinschafts- oder Regionalregierung genehmigtes kollektives
Abkommen besteht.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Schuldner, die im Rahmen eines SAB
Zusatzentschädigungen zahlen müssen. Dies gilt sowohl für die Schuldner gesetzlich
vorgeschriebener Zusatzentschädigungen als auch für die durch ein KAA oder ein individuelles
Abkommen festgelegten zusätzlichen Zusatzentschädigungen.

Die Bestimmungen dieses Sonderbeitrags gelten für alle Arbeitnehmer im SAB, für die der Schuldner
noch nach dem 31.03.2010 Zusatzentschädigungen zahlen muss.

Ausgeschlossen sind:

ausländische Arbeitnehmer, die in Belgien beschäftigt waren, ihr Recht auf die
Zusatzentschädigung geltend machen, unter der Bedingung, dass sie Arbeitslosengeld
kraft der Gesetzgebung ihres im Europäischen Wirtschaftsraum gelegenen Wohnlands
erhalten (KAA Nr. 17 vicies septies, abgeschlossen im Nationalen Arbeitsrat am
17.12.2003).
ausschließlich in Bezug auf die besonderen Arbeitgeberbeiträge, Arbeitnehmer, die
sich - im Einvernehmen mit ihrem Arbeitgeber - für die Halbzeitfrühpension
entscheiden (diese Regelung läuft Ende 2011 aus), d. h. ihre Arbeitsleistungen nach
dem 55. Lebensjahr auf Halbtagsleistungen herabgesetzt; es werden aber Beiträge
geschuldet.
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Dieser besondere Arbeitgeberbeitrag ist ein Prozentanteil der Bruttomonatsbeträge der
Zusatzentschädigungen. Für SAB im kommerziellen Sektor vor dem 01.04.2010 oder mit
Kündigungsbescheid vor dem 16.10.2009 gelten ab 01.04.2012 folgende Prozentanteile:

Sektor
Alter, das im Laufe

des Monats erreicht
wird

Prozentsatz Pauschale in EUR

andere

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55
und < 58 ≥ 58 und < 60 ≥

60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

31,80%
25,44%
19,08%
12,72%
6,36%

26,50
26,50
26,50
26,50
19,93

andere während der Periode als in
Umstrukturierung anerkannt

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55
und < 58 ≥ 58 und < 60 ≥

60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

31,80%
25,44%
19,08%
12,72%
6,36%

26,50
26,50
26,50
26,50
19,93

andere während der Periode als in
Schwierigkeiten anerkannt

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55
und < 58 ≥ 58 und < 60 ≥

60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

siehe neues System für SAB kommerzieller
Sektor mit Beginn ab 01.04.2010

Falls die dadurch erhaltenen Beträge kleiner als eine bestimmte Pauschale sind, ist die Pauschale
der Betrag, der geschuldet wird.

Hinweis:

Der Beitragssatz wird nicht zum Zeitpunkt des Beginns des SAB des Arbeitnehmers
bestimmt, sondern durch das Alter, das im Laufe des Monats erreicht wird, auf den
sich die Zusatzentschädigung bezieht.
Auf SAB, die während einer Periode der Anerkennung als Unternehmen in
Schwierigkeiten beginnen, gelten während der Anerkennung dieselben Beiträge wie
diejenigen, die für SAB vorgesehen sind, die ab 01.04.2010 beginnen. Nach dieser
Periode (insbesondere ab dem Monat nach dem Monat der Beendigung der
Anerkennung) unterliegen sie wieder der Regelung für SAB, die vor dem 01.04.2010
begonnen haben.
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Neben dem Sonderbeitrag konventionelle SAB, SAEA und dem Ausgleichsbeitrag SAB ist auch eine
persönliche Einbehaltung auf den Gesamtbetrag der Ergänzungen und die Zahlung an den
Arbeitnehmer vorzunehmen. Ab 01.04.2010 sind auch diese Beträge dem LSS und nicht mehr dem
LFA und FPD zu überweisen

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die ein SAB,
eine Halbzeitfrühpension oder ein SAEA beanspruchen können. Der Anwendungsbereich gilt parallel
zu den Sonderbeiträgen.

Die Einbehaltungen werden für alle Arbeitnehmer im SAB, in der Halbzeitfrühpension oder im SAEA
geschuldet, für die der Schuldner Zusatzentschädigungen noch nach dem 31.03.2010 zahlen muss.
Falls anlässlich einer kapitalisierten Zahlung der Zusatzentschädigungen vor dem 01.04.2010 alle
Verpflichtungen gegenüber dem LSS und LFA vor dem 01.04.2010 erfüllt wurden, wird das LFA die
Einbehaltungen vom Arbeitslosengeld weiterhin vornehmen.

Der Anwendungsbereich gilt parallel zu den Sonderbeiträgen.

Für die Zusatzentschädigungen wird eine soziale Einbehaltung eingeführt, die sich nach einem
festgelegten Prozentsatz in Bezug auf den Gesamtbetrag der Sozialleistungen und der
Zusatzentschädigungen richtet:

6,5 % für Arbeitnehmer in einem SAB und einem SAEA
4,5 % für den Halbzeit-Frühpensionierten (endet ab November 2011)
4,5 % für Arbeitnehmer

deren SAB vor dem 01.01.1997 begonnen hat
oder die über ihre Entlassung vor dem 01.11.1996 informiert wurden
oder die im Rahmen einer Reorganisation als Unternehmen in Schwierigkeiten oder
Umstrukturierung gemäß Abschnitt III des Königlichen Erlasses vom 07.12.1992 zur
Gewährung von Arbeitslosengeld im Falle des SAB entlassen wurden und soweit der
Arbeitgeber vor dem 01.11.1996 als Unternehmen in Schwierigkeiten anerkannt
wurde

Berechnung:

Die Einbehaltung erfolgt auf die Ergänzungen und wird für einen theoretischen Monat berechnet.
Das ist der Prozentanteil der Summe des theoretischen Bruttomonatsbetrags der
Sozialleistungen und des theoretischen Bruttomonatsbetrags der Ergänzungen. Daraufhin wird
überprüft, ob die Einbehaltung nicht begrenzt werden muss, um zu verhindern, dass der
Arbeitnehmer zu wenig erhält. Anschließend multipliziert man die dadurch erhaltenen
Einbehaltungen mit der Anzahl der Monate, die von der Meldung abgedeckt werden. Bei einer
monatlichen Zahlung bis zur gesetzlichen Pension oder zum Ende der Periode der

60 of 71



Laufbahnunterbrechung oder des Zeitkredits entsprechen die monatlichen Leistungen und
Zusatzentschädigungen den theoretischen Monatsbeträgen, wobei die Anzahl der Monate eines
vollständigen Quartals gleich 3 ist.

Wenn die Zahlungen nicht monatlich bis zur gesetzlichen Pension erfolgen, sind daher mehrere
Regeln zu beachten. Es gelten folgende Grundsätze:

Die Sonderbeiträge und die Einbehaltung für die vollständige Periode werden über die
Perioden der effektiven Zahlung der Zusatzentschädigungen verteilt, wobei die Anzahl
Monate der jeweiligen Meldung angegeben wird. Bei einer reinen Kapitalisierung aller
Ergänzungen ist dies daher die Anzahl der Monate bis zum gesetzlichen Pensionsalter.
Für die laufenden SAB und SAEA werden für die Einbehaltungen der Monat/die
Monate gemäß der Berechnung des theoretischen Bruttomonatsbetrags der
Zusatzentschädigungen berücksichtigt.

Für die Bestimmung der Sozialleistungen wird der theoretische Monatsbetrag der
Sozialleistungen verwendet:

Bei einem vollzeitlichen Vollarbeitslosen oder einem Halbzeitfrühpensionierten:
Tagesbetrag des Arbeitslosengeldes x 26
Bei einem freiwilligen, teilzeitlichen Vollarbeitslosen: Tagesbetrag des
Arbeitslosengeldes x Q / S x 6 x 4,33
Bei einer halbzeitlichen Laufbahnunterbrechung, einem Zeitkredit oder einer
Leistungsverringerung: Monatsbetrag der Unterbrechungszulage

Die Tagesbeträge werden dem LSS vom LFA und den Schuldnern von den Zahlstellen überwiesen.

Für die Bestimmung der Zusatzentschädigungen wird der theoretische Bruttomonatsbetrag wie
folgt ermittelt:

Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA monatlich oder in kürzeren
Abständen ab der ersten Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat gezahlt
wird, in dem der Begünstigte das gesetzliche Pensionsalter erreicht, entspricht der
Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat gezahlten Entschädigungen.
Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA mit einer anderen Periodizität gezahlt
wird, wenn es sich um eine vollständige Kapitalisierung handelt, indem der
Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der noch gezahlt werden muss, durch die
Anzahl der Monate geteilt werden muss, die noch durch Zusatzentschädigung
abzudecken ist; ansonsten entspricht der theoretische Bruttomonatsbetrag den für
diesen Monat gezahlten Zusatzentschädigungen.
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung monatlich oder in einem kürzeren Abstand
gezahlt werden, entspricht der Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat
gezahlten Entschädigungen;
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode der Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung mit einer anderen Periodizität gezahlt werden,
indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet wird, durch die Anzahl der begonnenen
Kalendermonate geteilt wird, die in der maximalen Periode enthalten sind, für die eine
Unterbrechungszulage beim LFA beantragt wurde.

Die dadurch berechnete Einbehaltung vom SAB oder SAEA darf nicht dazu führen, dass der übrige
Gesamtbetrag der Leistungen der sozialen Sicherheit und Zusatzentschädigungen weniger als
938,50 EUR/Monat beträgt für Berechtigte ohne Familienlast bzw. 1.130,44 EUR/Monat für
Berechtigte mit Familienlast (Grenzbetrag pro Kalendermonat). Daher muss die berechnete
Einbehaltung jeweils mit diesem Grenzbetrag verglichen und erforderlichenfalls beschränkt oder
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annulliert werden. Auch wenn keine Einbehaltungen möglich sind, muss eine Meldung erfolgen. Bei
der Halbzeit-Frühpension werden diese Grenzbeträge halbiert.

(in EUR)
vollzeitlich, mit

Familienlast
vollzeitlich, ohne

Familienlast
halbzeitlich, mit

Familienlast
halbzeitlich, ohne

Familienlast

Grundbetrag 1.130,44 938,50 565,22 469,25

ab
01.12.2012

1.633,14 1.355,84 816,57 677,93

ab
01.01.2013

1.637,06 1.359,10 818,53 679,55

ab
01.01.2016

1.639,68 1.361,27 819,84 680,64

ab
01.06.2016

1.672,48 1.388,51 836,24 694,25

ab
01.06.2017

1.705,91 1.416,26 852,95 708,13

Bei zu viel erhaltenen Einbehaltungen zahlt das LSS diese zurück und der Schuldner der
Zusatzentschädigung ist in diesem Fall verpflichtet, diese dem Begünstigten der
Zusatzentschädigungen zurückzuerstatten.

Falls der Begünstigte der Zusatzentschädigungen es versäumt, den Schuldner über seine geänderte
familiäre Situation oder seinen geänderten Beschäftigungsstatus zu informieren, darf der Schuldner
der Zusatzentschädigungen die geschuldeten Einbehaltungen dennoch zurückfordern.

Das LSS ist auch für die Einnahme eines prozentualen monatlichen Sonderbeitrags für jedes SAB
zuständig, das gemäß der Gesetzgebung über das System der Arbeitslosigkeit mit Betriebsprämie
gewährt wird. Der Prozentsatz hängt vom Alter des Arbeitnehmers und dem Sektor, in dem das
Unternehmen tätig ist, ab.
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Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die den
Bedingungen entsprechen, um das SAB in Anspruch nehmen zu können. Es betrifft Arbeitgeber,
deren Arbeitnehmer in den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 05.12.1968 über kollektive
Arbeitsabkommen und paritätische Kommissionen fallen. Zusammengefasst sind dies:

Arbeitgeber aus dem Privatsektor
öffentliche Kreditinstitute
die NV/SA Nationallotterie
Vlaamse Instelling voor Technologisch Onderzoek (Flämisches Institut für
Technologieforschung)
Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, die gemäß den Wohngesetzbüchern der
Regionen anerkannt sind
die öffentlich-rechtlichen Aktiengesellschaften „Brussels South Charleroi Airport-
Security“ und „Liège-Airport-Security“.

Im öffentlichen Sektor kommen weiterhin auch Einrichtungen in Betracht, für die ein durch den
Ministerrat oder durch eine Gemeinschafts- oder Regionalregierung genehmigtes kollektives
Abkommen besteht.

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Schuldner, die im Rahmen eines SAB
Zusatzentschädigungen zahlen müssen. Dies gilt sowohl für die Schuldner gesetzlich
vorgeschriebener Zusatzentschädigungen als auch für die durch ein KAA oder ein individuelles
Abkommen festgelegten zusätzlichen Zusatzentschädigungen.

Die Bestimmungen dieses Sonderbeitrags gelten für alle Arbeitnehmer im SAB, für die der Schuldner
noch nach dem 31.03.2010 Zusatzentschädigungen zahlen muss.

Ausgeschlossen sind:

ausländische Arbeitnehmer, die in Belgien beschäftigt waren, ihr Recht auf die
Zusatzentschädigung geltend machen, unter der Bedingung, dass sie Arbeitslosengeld
kraft der Gesetzgebung ihres im Europäischen Wirtschaftsraum gelegenen Wohnlands
erhalten (KAA Nr. 17 vicies septies, abgeschlossen im Nationalen Arbeitsrat am
17.12.2003).
ausschließlich in Bezug auf die besonderen Arbeitgeberbeiträge, Arbeitnehmer, die
sich - im Einvernehmen mit ihrem Arbeitgeber - für die Halbzeitfrühpension
entscheiden (diese Regelung läuft Ende 2011 aus), d. h. ihre Arbeitsleistungen nach
dem 55. Lebensjahr auf Halbtagsleistungen herabgesetzt; es werden aber Beiträge
geschuldet.

Dieser besondere Arbeitgeberbeitrag ist ein Prozentanteil der Bruttomonatsbeträge der
Zusatzentschädigungen. Für SAB im nicht-kommerziellen Sektor vor dem 01.04.2010 oder mit
Kündigungsbescheid vor dem 16.10.2009 gelten ab 01.04.2012 folgende Prozentanteile:
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Sektor
Alter, das im Laufe des Monats

erreicht wird
Prozentsatz

Pauschale in
EUR

nicht-kommerziellen
Sektor

< 52
< 52 ≥ 52 und < 55 ≥ 55 und < 58 ≥ 58 und < 60

≥ 60
≥ 55 und < 58
≥ 58 und < 60

≥ 60

5,30 %
4,24%
3,18%
2,12%
0,00%

6,57
6,57
6,57
6,57
0,00

Falls die dadurch erhaltenen Beträge kleiner als eine bestimmte Pauschale sind, ist die Pauschale
der Betrag, der geschuldet wird.

Hinweis:

Der Beitragssatz wird nicht zum Zeitpunkt des Beginns des SAB des Arbeitnehmers
bestimmt, sondern durch das Alter, das im Laufe des Monats erreicht wird, auf den
sich die Zusatzentschädigung bezieht.

Neben dem Sonderbeitrag konventionelle SAB, SAEA und dem Ausgleichsbeitrag SAB ist auch eine
persönliche Einbehaltung auf den Gesamtbetrag der Ergänzungen und die Zahlung an den
Arbeitnehmer vorzunehmen. Ab 01.04.2010 sind auch diese Beträge dem LSS und nicht mehr dem
LFA und FPD zu überweisen

Grundsätzlich gilt diese Maßnahme für alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmer beschäftigen, die ein SAB,
eine Halbzeitfrühpension oder ein SAEA beanspruchen können. Der Anwendungsbereich gilt parallel
zu den Sonderbeiträgen.

Die Einbehaltungen werden für alle Arbeitnehmer im SAB, in der Halbzeitfrühpension oder im SAEA
geschuldet, für die der Schuldner noch nach dem 31.03.2010 Zusatzentschädigungen zahlen muss.
Falls anlässlich einer kapitalisierten Zahlung der Zusatzentschädigungen vor dem 01.04.2010 alle
Verpflichtungen gegenüber dem LSS und LFA vor dem 01.04.2010 erfüllt wurden, wird das LFA die
Einbehaltungen vom Arbeitslosengeld weiterhin vornehmen.

Der Anwendungsbereich gilt parallel zu den Sonderbeiträgen.
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Für die Zusatzentschädigungen wird eine soziale Einbehaltung eingeführt, die sich nach einem
festgelegten Prozentsatz in Bezug auf den Gesamtbetrag der Sozialleistungen und der
Zusatzentschädigungen richtet:

6,5 % für Arbeitnehmer in einem SAB und einem SAEA
4,5 % für den Halbzeit-Frühpensionierten (läuft Ende November 2011 aus)
4,5 % für Arbeitnehmer

deren SAB vor dem 01.01.1997 begonnen hat
oder die über ihre Entlassung vor dem 01.11.1996 informiert wurden
oder die im Rahmen einer Reorganisation als Unternehmen in Schwierigkeiten oder
Umstrukturierung gemäß Abschnitt III des Königlichen Erlasses vom 07.12.1992 zur
Gewährung von Arbeitslosengeld im Falle des SAB entlassen wurden und soweit der
Arbeitgeber vor dem 01.11.1996 als Unternehmen in Schwierigkeiten anerkannt
wurde.

Berechnung:

Die Einbehaltung erfolgt auf die Ergänzungen und wird für einen theoretischen Monat berechnet.
Das ist der Prozentanteil der Summe des theoretischen Bruttomonatsbetrags der
Sozialleistungen und des theoretischen Bruttomonatsbetrags der Ergänzungen. Daraufhin wird
überprüft, ob die Einbehaltung nicht begrenzt werden muss, um zu verhindern, dass der
Arbeitnehmer zu wenig erhält. Anschließend multipliziert man die dadurch erhaltenen
Einbehaltungen mit der Anzahl der Monate, die von der Meldung abgedeckt werden. Bei einer
monatlichen Zahlung bis zur gesetzlichen Pension oder zum Ende der Periode der
Laufbahnunterbrechung oder des Zeitkredits entsprechen die monatlichen Leistungen und
Zusatzentschädigungen den theoretischen Monatsbeträgen, wobei die Anzahl der Monate eines
vollständigen Quartals gleich 3 ist.

Wenn die Zahlungen nicht monatlich bis zur gesetzlichen Pension erfolgen, sind daher mehrere
Regeln zu beachten. Es gelten folgende Grundsätze:

Die Sonderbeiträge und die Einbehaltung für die vollständige Periode werden über die
Perioden der effektiven Zahlung der Zusatzentschädigungen verteilt, wobei die Anzahl
Monate der jeweiligen Meldung angegeben wird. Bei einer reinen Kapitalisierung aller
Ergänzungen ist dies daher die Anzahl der Monate bis zum gesetzlichen Pensionsalter.
Für die laufenden SAB und SAEA werden für die Einbehaltungen der Monat/die
Monate gemäß der Berechnung des theoretischen Bruttomonatsbetrags der
Zusatzentschädigungen berücksichtigt.

Für die Bestimmung der Sozialleistungen wird der theoretische Monatsbetrag der
Sozialleistungen verwendet:

Bei einem vollzeitlichen Vollarbeitslosen oder einem Halbzeitfrühpensionierten:
Tagesbetrag des Arbeitslosengeldes x 26
Bei einem freiwilligen, teilzeitlichen Vollarbeitslosen: Tagesbetrag des
Arbeitslosengeldes x Q / S x 6 x 4,33
Bei einer halbzeitlichen Laufbahnunterbrechung, einem Zeitkredit oder einer
Leistungsverringerung: Monatsbetrag der Unterbrechungszulage

Die Tagesbeträge werden dem LSS vom LFA und den Schuldnern von den Zahlstellen überwiesen.

Für die Bestimmung der Zusatzentschädigungen wird der theoretische Bruttomonatsbetrag wie
folgt ermittelt:

Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA monatlich oder in kürzeren
Abständen ab der ersten Zahlung der Zusatzentschädigung bis zum Monat gezahlt
wird, in dem der Begünstigte das gesetzliche Pensionsalter erreicht, entspricht der
Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat gezahlten Entschädigungen.
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Wenn die Zusatzentschädigung SAB oder SAEA mit einer anderen Periodizität gezahlt
wird, wenn es sich um eine vollständige Kapitalisierung handelt, indem der
Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der noch gezahlt werden muss, durch die
Anzahl der Monate geteilt werden muss, die noch durch Zusatzentschädigung
abzudecken ist; ansonsten entspricht der theoretische Bruttomonatsbetrag den für
diesen Monat gezahlten Zusatzentschädigungen.
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode von Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung monatlich oder in einem kürzeren Abstand
gezahlt werden, entspricht der Bruttomonatsbetrag dem Bruttobetrag der für den Monat
gezahlten Entschädigungen;
Wenn die Zusatzentschädigungen während der Periode der Laufbahnunterbrechung,
Zeitkredit oder Leistungsverringerung mit einer anderen Periodizität gezahlt werden,
indem der Gesamtbetrag der Zusatzentschädigungen, der für die vollständige zu
berücksichtigende Periode geschuldet wird, durch die Anzahl der begonnenen
Kalendermonate geteilt wird, die in der maximalen Periode enthalten sind, für die eine
Unterbrechungszulage beim LFA beantragt wurde.

Die dadurch berechnete Einbehaltung vom SAB oder SAEA darf nicht dazu führen, dass der übrige
Gesamtbetrag der Leistungen der sozialen Sicherheit und Zusatzentschädigungen weniger als
938,50 EUR/Monat beträgt für Berechtigte ohne Familienlast bzw. 1.130,44 EUR/Monat für
Berechtigte mit Familienlast (Grenzbetrag pro Kalendermonat). Daher muss die berechnete
Einbehaltung jeweils mit diesem Grenzbetrag verglichen und erforderlichenfalls beschränkt oder
annulliert werden. Auch wenn keine Einbehaltungen möglich sind, muss eine Meldung erfolgen. Bei
der Halbzeit-Frühpension werden diese Grenzbeträge halbiert.

(in EUR)
vollzeitlich, mit

Familienlast
vollzeitlich, ohne

Familienlast
halbzeitlich, mit

Familienlast
halbzeitlich, ohne

Familienlast

Grundbetrag 1.130,44 938,50 565,22 469,25

ab
01.12.2012

1.633,14 1.355,84 816,57 677,93

ab
01.01.2013

1.637,06 1.359,10 818,53 679,55

ab
01.01.2016

1.639,68 1.361,27 819,84 680,64

ab
01.06.2016

1.672,48 1.388,51 836,24 694,25

ab
01.06.2017

1.705,91 1.416,26 852,95 708,13

Bei zu viel erhaltenen Einbehaltungen zahlt das LSS diese zurück und der Schuldner der
Zusatzentschädigung ist in diesem Fall verpflichtet, diese dem Begünstigten der
Zusatzentschädigungen zurückzuerstatten.

Falls der Begünstigte der Zusatzentschädigungen es versäumt, den Schuldner über seine geänderte
familiäre Situation oder seinen geänderten Beschäftigungsstatus zu informieren, darf der Schuldner
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der Zusatzentschädigungen die geschuldeten Einbehaltungen dennoch zurückfordern.

Ein interkommunaler Zusammenschluss, der gemäß dem Einkommenssteuergesetzbuch die
Bedingungen im Sinne des Gesetzes vom 22.05.2001 (Beteiligungsplan, Beitrittsurkunde) erfüllt,
kann seinen Personalmitgliedern Gewinnbeteiligungen gewähren. Die Gewinnbeteiligungen sind
vom Lohnbegriff ausgeschlossen, aber die Barauszahlung der Gewinnbeteiligung unterliegt einem
Solidaritätsbeitrag von 13,07 % zu Lasten der beigetretenen Personalmitglieder.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die der Arbeitsunfallregelung des Privatsektors unterliegen, haben
zwei Arbeitgeberbeiträge zu zahlen.

Ein spezieller Arbeitgeberbeitrag von 0,30% wird auf den Lohn des Vertragspersonals geschuldet,
das der Arbeitsunfallregelung des Privatsektors unterliegt, und ist für die Globalverwaltung bestimmt.

Der Arbeitgeberbeitrag von 0,30% wird nicht geschuldet für:

das bezuschusste Vertragspersonal in lokalen Verwaltungen;
Arbeitnehmer, die im Rahmen von Artikel 60, § 7 des ÖSHZ-Grundlagengesetzes
beschäftigt sind;
Ärzte mit Arbeitsvertrag, die von Sozialversicherungsbeiträgen ganz befreit sind.

Ein spezieller Arbeitgeberbeitrag von 0,02% wird auf den Lohn des Vertragspersonals geschuldet,
das der Arbeitsunfallregelung des Privatsektors unterliegt, und ist für die Globalverwaltung bestimmt.

Der spezifische Arbeitgeberbeitrag von 0,02% wird nicht geschuldet für

Arbeitnehmer, die im Rahmen von Artikel 60, § 7 des ÖSHZ-Grundlagengesetzes
beschäftigt sind;
Ärzte mit Arbeitsvertrag, die von Sozialversicherungsbeiträgen ganz befreit sind.
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Statutarische Personalmitglieder können im Falle einer Kündigung unter bestimmten Bedingungen
Anspruch auf Arbeitslosengeld, Mutterschaftsgeld oder Entschädigungen im Rahmen der
obligatorischen Kranken- und Invalidenversicherung haben.

Alle Arbeitgeber mit statutarischen Personalmitgliedern fallen in den Anwendungsbereich dieser
Regelung.

In den Anwendungsbereich dieser Regelung fallen die definitiv ernannten Personalmitglieder:

deren Arbeitsverhältnis beendet wird, weil es einseitig durch die Verwaltung aufgelöst
wird (Grund dieser Kündigung kann die unberechtigte Abwesenheit des Arbeitnehmers
sein) oder weil die Ernennungsurkunde für nichtig erklärt, widerrufen, aufgehoben oder
nicht verlängert wird;
die aufgrund ihres Arbeitsverhältnisses weder der Regelung der Arbeitsbeschaffung
und Arbeitslosigkeit, noch dem Sektor Entschädigungen der Kranken- und
Invalidenversicherung unterworfen sind.

Vom Anwendungsbereich ausgeschlossen sind jedoch:

Personalmitglieder, die ihre Tätigkeiten nur nebenberuflich oder als
Nebenbeschäftigung ausüben, neben einer anderen Aktivität, für die sie den
Arbeitsbeschaffungs- und Arbeitslosenregelungen sowie den Regelungen bezüglich
der Kranken- und Invalidenversicherung, Sektor Entschädigungen, unterworfen sind;
Personen, die das Pensionsalter erreicht haben oder die von Amts wegen mit
sofortigem Pensionsanspruch entlassen werden;
Personalmitglieder, die selbst kündigen.

Die soziale Deckung des entlassenen Personalmitglieds muss nur reguliert werden, wenn sie
innerhalb von 30 Tagen nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses:

die Eigenschaft eines Arbeitnehmers erhalten haben, der der sozialen Sicherheit der
Arbeitnehmer unterworfen ist;
als Arbeitssuchender beim regionalen Amt für Arbeitsbeschaffung gemeldet sind;
oder den Nachweis erbringen, dass er während desselben Zeitraums aufgrund von
Krankheit oder Invalidität arbeitsunfähig war oder sich gemäß der Gesetzgebung über
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die obligatorische Kranken- und Invalidenversicherung in einer Periode des
Mutterschaftsurlaubs befand.

Wenn das entlassene Personalmitglied eine der o. a. Bedingungen erfüllt, kann sein
Sozialversicherungsstatus geregelt werden. Dazu muss der Arbeitgeber dem LSS Folgendes
überweisen:

die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge (1,46% + 0,87% = 2,33%), berechnet für
die Periode, die der Anzahl der Arbeitstage entspricht (in einer 6-Tage-Regelung pro
Woche), welche der entlassene Arbeitnehmer aufgrund der jeweiligen Altersgruppe
normalerweise nachweisen muss, um einen Anspruch auf Leistungen gemäß den
Vorschriften über Arbeitslosigkeit zu erwerben;
die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge (2,35% + 1,15% = 3,50%), berechnet für
eine Periode von 12 Monaten, das heißt die Periode, die der entlassene Arbeitnehmer
normalerweise nachweisen muss, um einen Anspruch auf Krankengeld und
Mutterschaftsversicherung zu erwerben.

Bei Beendigung des Arbeitsverhältnis vor dem 01.01.2017 wurden die Beiträge für den Anspruch auf
Krankengeld für eine Periode von sechs Monaten berechnet. Für Personen, die vor dem 01.01.2017
entlassen wurden und 2017 Krankengeld in Anspruch nehmen mussten, gilt eine fiktive
Gleichstellung einer Periode vor dieser Periode von sechs Monaten (die Summe darf jedoch nicht
länger als die Dauer des Arbeitsverhältnisses sein). Diese Gleichstellung wirkt sich nicht auf die dem
LSS geschuldeten Beträge aus.

Diese Beiträge werden auf der Grundlage des letzten Dienstgehalts des entlassenen Arbeitnehmers
berechnet. Dieses letzte Dienstgehalt umfasst neben dem Tarifgehalt auch Gehaltszulagen, die
Beiträgen zur sozialen Sicherheit unterworfen sind. Im Falle einer Teilzeitbeschäftigung wird das
letzte Dienstgehalt in ein Gehalt für eine Vollzeitstelle umgerechnet.
Die Dauer der vorgenannten Perioden darf auf keinen Fall länger sein als die Dauer des
Arbeitsverhältnisses des entlassenen Arbeitnehmers.

Bemerkungen:

Die Arbeitnehmerbeiträge gehen zu Lasten des Arbeitgebers, es sei denn, die
Beendigung des Arbeitsverhältnisses führt zur Zahlung einer Prämie, Zulage oder
Entschädigung aufgrund einer Entlassung oder einer zu wahrenden Kündigungsfrist. In
diesem Fall gehen die Arbeitnehmerbeiträge nur zu Lasten des Arbeitgebers, sofern
sie den Betrag überschreiten, der zu Lasten der eventuellen Prämie, Zulage oder
Entlassungsentschädigung aufgrund des Abgangs oder des für die Kündigungsfrist
geschuldeten Gehalts einbehalten wird.
Im Falle der Nichtigkeitserklärung oder des Widerrufs des Beschlusses, durch den das
Arbeitsverhältnis beendet wird, erstattet das LSS nur die Arbeitnehmerbeiträge. Die
Arbeitgeberbeiträge werden nicht zurückgezahlt.
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Der Arbeitgeber überreicht dem entlassenen Personalmitglied im Laufe des letzten Arbeitstags:

alle gemäß Gesetzgebung zur sozialen Sicherheit erforderlichen Unterlagen,
einen Kündigungsbescheid,
einen Bescheid über die zu erledigenden Formalitäten, wie oben erläutert wurde.

Unmittelbar nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses meldet der Arbeitgeber den Dienstaustritt
über Dimona, und er beschafft dem LSS die zur Berechnung der geschuldeten Beiträge notwendigen
Angaben. Diese Daten sind:

der Tariflohn, auf dessen Grundlage der Betroffene für den Monat, in dem das
Arbeitsverhältnis endete, Anspruch auf Vollzeitleistungen hätte, zuzüglich der Prämien,
Entschädigungen und Zulagen, die unter den Begriff „für die soziale Sicherheit
beitragspflichtiger Lohn“ fallen,
die Nummer des Nationalregisters oder die Bis-Nummer des betreffenden
Arbeitnehmers,
das Geburtsdatum des betreffenden Arbeitnehmers,
das Datum des Dienstantritts und des Beginns seiner Anstellung,
das Datum der Entlassung des betreffenden Arbeitnehmers.

Auf der Grundlage der übermittelten Angaben teilt das LSS dem Arbeitgeber den Betrag der zu
überweisenden Beiträge mit. Der Arbeitgeber überweist die dem LSS geschuldeten Beiträge, sobald
er den Nachweis erbringen kann, dass der betreffende Arbeitnehmer eine der hierzu genannten
Bedingungen erfüllt.

Die Feststellung der Nichterfüllung der DIMONA-Verpflichtung durch einen Kontrolleur, einen
Sozialinspekteur oder einen Gerichtspolizeioffizier hat zur Folge, dass der Arbeitgeber einen
Solidaritätsbeitrag zahlen muss.

Betroffen sind alle Arbeitgeber, die verpflichtet sind, für die Einstellung eines oder mehrerer
Arbeitnehmer eine Dimona-IN durchzuführen. Allgemein lässt sich feststellen, dass dies für alle
Arbeitnehmer der Fall ist, für die soziale Dokumente zu führen sind.

Der Beitrag wird für alle in der DmfA meldepflichtigen Arbeitnehmer geschuldet, für die keine
Dimona-Meldung eingereicht wurde.
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Die Höhe des Solidaritätsbeitrags wird auf einer pauschalen Basis berechnet und entspricht dem
Dreifachen der Grundbeiträge auf das garantierte durchschnittliche monatliche
Mindesteinkommen, kann aber nicht weniger als 2.500,00 EUR betragen. Dieser Mindestbetrag
richtet sich nach der Entwicklung des Gesundheitsindex. Für 2017 entspricht der Mindestbetrag
2.816,24 EUR.

Der dadurch erhaltene Betrag wird anschließend verringert:

um den Gesamtbetrag der geschuldeten Beiträge, abzüglich der
Beitragsermäßigungen, für die tatsächlichen Leistungen, die für die betreffenden
Arbeitnehmer gemeldet wurden. Es betrifft neben den normalen Beiträgen die
vierteljährlichen und jährlichen Beiträge für die Finanzierung des Jahresurlaubs für
Arbeiter, den Lohnmäßigungsbeitrag, die Beiträge zu den Fonds für
Existenzsicherheit...)
anteilmäßig die Teilzeitleistungen, wenn der Arbeitgeber nachweisen kann, dass die
Erbringung von vollzeitlichen Leistungen physisch nicht möglich ist.

Der endgültige Betrag wird vom LSS mittels einer Änderung in Verbindung mit dem Quartal
bestätigt, in dem die Leistungen des Arbeitnehmers festgelegt wurden.

Für den Arbeitgeber gibt es keine Formalitäten. Der zu zahlende Betrag wird per Einschreiben
mitgeteilt.
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